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Vorwort zur Gütesicherung Möbel RAL-GZ 430  
 

Die RAL-GZ 430 ist seit mehr als einem halben Jahrhundert der „Goldstandard“ 
für gute Möbelqualität. Ihre Inhalte bedürfen aber einer permanenten 
Anpassung, um den sich wandelnden Verbraucheranforderungen einerseits und 
den technischen und gesellschaftlichen Entwicklungen andererseits Rechnung zu 
tragen. Normen, Gesetze und andere anerkannte Regeln der Technik sind in 
ständigem Wandel. Sie sind wesentlicher Bestandteil der RAL-GZ 430, die in ihren 
Qualitätsanforderungen aber häufig über normative Grundanforderungen 

hinausgeht.  
Mit dem Anspruch eines ganzheitlichen Qualitätsstandards für Möbel beinhaltet die RAL-GZ 430 in 
prüfbarer Form die Themenfelder Verarbeitungsgüte, Gebrauchsnutzen und Komfort, 
Produktsicherheit, gesundes Wohnen und Nachhaltigkeit bei der Produktkonzeption und der 
Materialwahl.  
In der vorliegenden Neuausgabe dieser RAL wurden die bisher bewährten Anforderungen und 
Prüfverfahren weitgehend unverändert übernommen. In Details aber waren Änderungen, 
Aktualisierungen und Anpassungen erforderlich, resultierend aus den Erfahrungen im Umgang mit 
diesem Regelwerk und bedingt durch Änderungen von Normen, auf welche in dieser RAL referenziert 
wird.  
Als Verantwortlicher für die redaktionelle Aufbereitung der Ergebnisse der DGM Arbeitskreise gilt mein 
besonderer Dank den Mitarbeitern dieser Arbeitskreise sowie dem Redaktionsteam der DGM. Ohne 
die engagierte Mitarbeit und die kompetenten Beiträge der ehrenamtlich tätigen DGM-Arbeitskreis- 
Teilnehmer wäre eine Weiterentwicklung und Aktualisierung der RAL-GZ 430 nicht möglich gewesen.  
 

Reimund Heym  
Leiter Technik und Normung  
 
 
 

Mit der RAL-GZ 430 fing alles an. Es ist die Grundlage für die Zertifizierung 
„Goldenes M“, das schon früh auf Qualität, Funktion und Umweltverträglichkeit 
setzte. Es ging und geht um Verbraucherschutz. Umso mehr freue ich mich, dass 
die Deutsche Gütegemeinschaft Möbel schon früh erkannt hat, dass Qualität und 
somit Langlebigkeit ein wesentlicher Bestandteil von Nachhaltigkeit ist. Es 
folgten diverse Zertifizierungsangebote in diesem Bereich, ob es um 
Klimaneutralität oder um Emissionsmessungen der Produkte ging. 2019 wurde 
dann sehr konsequent der Beirat für Nachhaltigkeit gegründet, um dem immer 
höher werdenden Veränderungsdruck auch legislativer Art zu begegnen. 
Nachhaltigkeit ist heute kein Trend mehr, es ist auch kein Megatrend,  

es ist ein Muss, ein Imperativ.  
Es geht darum zu erkennen, dass die Unternehmen Teil der Umwelt und Teil der Gesellschaft sind, dass 
wir alle Teil eines Systems sind mit gegenseitigen Abhängigkeiten, egal was wir tun oder nicht tun. 
Nachhaltigkeitsmanagement ist für Unternehmen eine Reise, die niemals endet. Die DGM bietet mit 
ihren unterschiedlichen Zertifizierungen für diese Reise Ziele und Zwischenziele für Unternehmen und 
bietet damit auch dem Endverbraucher eine verlässliche Information zum Thema Nachhaltigkeit.  
In diesem Sinne ist es mir eine Ehre mit den wundervollen Menschen im Beirat gestalten zu dürfen und 
freue mich auch weiterhin auf konstruktive Diskussionen mit Ergebnissen zum Wohle aller.  
 

Dr. Susanne Steinhauer  
Vorsitzende Beirat Nachhaltigkeit
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1. Geltungsbereich 

Diese Güte- und Prüfbestimmungen gelten für die Beschaffenheit von Schulmöbeln, die mit 
dem RAL-Gütezeichen gekennzeichnet werden dürfen. Alle gesetzlichen Grundlagen müssen 
prinzipiell eingehalten werden. Darüber hinaus müssen gütegesicherte Möbel die nachfolgend 
definierten Anforderungen erfüllen. Ergänzend sind die Normen heranzuziehen, die sich auf 
den Geltungsbereich dieser Güte- und Prüfbestimmungen beziehen.  

Bei Normen gilt jeweils die aktuelle Fassung oder die jeweils nachfolgende oder ersetzende 
Norm. 

Die Anforderungen berücksichtigen als Normklima gemäß DIN 50014 eine Temperatur von 
23°C und eine relative Luftfeuchtigkeit von 50 % und gelten für Möbel im Neuzustand. 

Ein sachgerechter Transport sowie eine fachgerechte Montage der Produkte werden 
vorausgesetzt. 

2. Güte- und Prüfbestimmungen 

Die grundlegenden Anforderungen an gütegesicherte Möbel sind durch die für die Güte- und 
Prüfbestimmungen relevanten Normen und Richtlinien geregelt, wobei deren Einhaltung 
verbindlich als Voraussetzung für die Erstprüfung nach Abschnitt 3.1 vorgeschrieben wird.  

Möbel, die Funktions- und Bauelemente enthalten, die nicht in der RAL-GZ 430 berücksichtigt 
wurden, müssen sich am Stand der Technik orientieren. 

3. Überwachung 

Die Überwachung gliedert sich in: 

• Erstprüfung 
• Eigenüberwachung 
• Fremdüberwachung 
• Wiederholungsprüfung 
• Prüf- und Überwachungsbericht / Genehmigungsausweis 
• Prüfkosten 
• Prüfbeauftragter 

3.1. Erstprüfung 

Das Bestehen der Erstprüfung ist eine der Voraussetzungen zur Verleihung und Führung des 
Gütezeichens der Gütegemeinschaft. Die Erstprüfung erfolgt im Herstellerwerk des 
Antragstellers wobei im Rahmen dieser Prüfung vom beauftragten Fremdprüfer 
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stichprobenartig Laborprüfmuster aus der laufenden Fertigung entnommen werden. Wenn 
für Zulieferprodukte bzw. Zuliefermaterialien seitens des Antragstellers entsprechende 
Prüfzeugnisse bzw. Zertifikate vorgelegt werden können, reduziert sich der Prüfablauf. 
Ausschlaggebend ist hierbei, ob diese Unterlagen (Prüfzeugnisse - nicht älter als 1 Jahr) sich 
am aktuellen Stand der Technik orientieren und die Prüfungen von kompetenten, neutralen 
Prüfinstituten durchgeführt wurden. 

3.2. Eigenüberwachung 

Jedem Gütezeichenbenutzer wird eine kontinuierliche und jederzeit reproduzierbare 
Eigenüberwachung zur Pflicht gemacht. Er hat die Ergebnisse der Eigenüberwachung 
sorgfältig aufzuzeichnen, mindestens 5 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen im Rahmen 
der Fremdüberwachung dem beauftragten Prüfer zur Einsichtnahme vorzulegen. 

3.3. Fremdüberwachung 

Um die gleichbleibende Qualität der gütegesicherten Produkte sicherzustellen, erfolgt im 
Betrieb des Gütezeichenbenutzers im Abstand von 2 Jahren eine Überwachungsprüfung. In 
den ersten 3 Jahren einer Zeichenverleihung/Mitgliedschaft erfolgt die Überwachungsprüfung 
jährlich. Diese Prüfung erstreckt sich auf die Einsichtnahme der Ergebnisse aller qualitäts-
sichernden Maßnahmen (z. B. Eigenüberwachung, Prüfberichte von kompetenten, neutralen 
Prüfinstituten) und auf die Kontrolle der ordnungsgemäßen Fertigung „gütegesicherter 
Möbel“. 

3.4. Wiederholungsprüfung der Fremdüberwachung 

Werden im Rahmen der Fremdüberwachung Mängel in der Gütesicherung festgestellt, so 
kann der Güteausschuss eine Wiederholung der Prüfung anordnen, wobei Art, Inhalt und 
Umfang dieser Prüfung vom Güteausschuss der Deutschen Gütegemeinschaft Möbel e.V. 
festgelegt werden. Sollte auch die Wiederholungsprüfung mit negativem Ergebnis 
abschließen, so können vom Güteausschuss im Einvernehmen mit dem Vorstand weitere 
Maßnahmen gemäß Abschnitt 11.5 der Durchführungsbestimmungen zur Verleihung und 
Führung des Gütezeichens ergriffen werden. 

3.5. Prüf- und Überwachungsbericht / Genehmigungsausweis 

Von durchgeführten Prüfungen bzw. Überwachungen sind von den beauftragten 
Fremdprüfern entsprechende Prüfberichte zu erstellen; der Antragsteller bzw. der 
Gütezeichenbenutzer erhalten je eine Ausfertigung zugesandt. 

Aufgrund der bestandenen Prüfungen wird von der DGM-Geschäftsstelle ein 
Genehmigungsausweis für die dort aufgeführten Möbelprogramme für eine bestimmte 
Laufzeit ausgestellt. 
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3.6. Prüfkosten 

Anfallende Prüf- bzw. Überwachungskosten hat der Antragsteller bzw. Gütezeichenbenutzer 
zu tragen. 

3.7. Prüfbeauftragter 

Für die Durchführung von Prüfungen bzw. Überwachungsmaßnahmen werden von der 
Gütegemeinschaft geeignete, fachkundige Prüfinstitute benannt.  

Die mit dieser Aufgabe betrauten Institute haben sich vor Aufnahme ihrer Arbeit beim 
Antragsteller bzw. Gütezeichenbenutzer durch Vorlage einer schriftlichen Legitimation 
auszuweisen 

4. Nachhaltigkeit 

Unter Nachhaltigkeit ist eine Entwicklung zu verstehen, die ökologisch verträglich, sozial 
gerecht und wirtschaftlich leistungsfähig ist. 
In diesem Zusammenhang wichtig ist eine lange Produktlebensdauer, die nur durch hohe 
Qualität zu erreichen ist, maßgeblich zur Ressourceneinsparung beiträgt und somit ein 
wesentlicher Teil von nachhaltigem Wirtschaften ist. Ein weiterer Punkt der Nachhaltigkeit ist 
die Betrachtung der sozialen Auswirkungen. 

Nachhaltigkeit sowie Umwelt und Gesundheit stehen heute bei den Konsumenten besonders 
stark im Vordergrund. In enger Zusammenarbeit mit führenden Prüfinstituten und unter 
Berücksichtigung neuerer Vorgaben des Umweltbundesamtes wurden die Anforderungen 
überarbeitet und den neusten wissenschaftlichen Erkenntnissen angepasst. 

Diese Anforderungen gelten für Schulmöbel, so wie sie der Konsument im Möbelhandel 
kaufen kann. 

Der Hersteller hat dafür Sorge zu tragen, dass sämtliche Zuliefermaterialien (auch aus dem 
Ausland) den gesetzlichen europäischen und deutschen Anforderungen (z. B. 
Chemikaliengesetz, Chemikalien-Verbotsverordnung und Gefahrstoffverordnung, REACH 
POP) und den zusätzlichen DGM-Anforderungen entsprechen. 

Im Falle zwingender normativer, gesetzlicher, sicherheitsrelevanter sowie vertraglicher 
Vorgaben bezüglich der Verwendung von Materialien, Stoffen und Anforderungen, bleiben die 
Auswirkungen auf die Anforderungen nach der RAL-GZ 430 insbesondere im Objektbereich 
unberücksichtigt. 

Die Erst- und Überwachungsprüfungen sind gemäß Punkt 3. durchzuführen. 
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4.1. Schutz der Gesundheit 

Die Zubereitungen (Lacke, Kleber, Beizen, Beschichtungen u. ä.) dürfen keine Substanzen der 
nachfolgenden Kategorien als Rezepturbestandteile enthalten:  

Stoffe gemäß Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung): 

Kategorien Carc. 1A und 1B, Mut. 1A und 1B, Repr. 1A und 1B 

a) Sensibilisierend wirkende Stoffe gemäß TRGS 907 und EG-Verordnung 1272/2008, 
Anhang VI  

b) Substanzen, die besonders besorgniserregend aus anderen Gründen sind und die in 
die gemäß REACH Artikel 59 Absatz 1 erstellte Liste (sog. Kandidatenliste1) 

aufgenommen wurden 
c) Akut toxisch (giftig) der Kategorie Acute Tox 1 oder Acute Tox 2 
d) Toxisch für spezifische Zielorgane der Kategorie STOT SE 1, STOT SE 2, STOT RE 1, oder 

STOT RE 2 
 

Von den Regelungen ausgenommen sind: 

a) Prozessbedingte, technisch unvermeidbare Verunreinigungen die unterhalb der 
Einstufungsgrenzen für Gemische liegen. 

b) Monomere oder Additive, die bei der Kunststoffherstellung zu Polymeren reagieren 
oder chemisch fest (kovalent) in den Kunststoff eingebunden werden, wenn ihre 
Restkonzentrationen unterhalb der Einstufungsgrenze für Gemische liegen. 

4.1.1. Anforderungen an Prüfmuster 

Die Untersuchungen in Prüfkammern können sowohl als Ganzkörperprüfung als auch als 
Bauteilprüfung durchgeführt werden. Die Auswahl der Prüfkörper ist zwischen dem 
Prüfinstitut und dem Hersteller so zu vereinbaren und vorzunehmen, dass alle mit dem 
Gütezeichen ausgezeichneten Modellvarianten durch die Untersuchung repräsentiert 
werden. 

4.1.2. Untersuchungsmaterial 

Bei den in den Geltungsbereich fallenden Endprodukten unterscheiden sich Gestalt, 
Werkstoffe und die Zahl der eingesetzten Materialien. Daher ist in jedem Einzelfall das 
Prüfprozedere und die Auswahl der Prüfkörper von einem für die Überwachungsprüfung 
zuständigen Prüfinstitut in Absprache mit dem Hersteller festzulegen. 

Bei Möbeln aus Holz und Holzwerkstoffen mit dreidimensionaler Oberfläche sind zwei 
Möglichkeiten der Prüfung vorgesehen: 

 
1) Link zur Kandidatenliste der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 

chemischer Stoffe (REACH): https://echa.europa.eu/de/candidate-list-table  
 

https://echa.europa.eu/de/candidate-list-table
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a) Ganzkörperprüfung, insbesondere bei Kleinmöbeln, Stühlen usw. 
b) Bauteilprüfung, insbesondere bei Anbaumöbeln und Möbelprogrammen mit 

gleichartigen Bauteilen. 

4.1.2.1. Ganzkörperprüfung 

Das zu untersuchende Produkt ist direkt aus der laufenden Produktion zu entnehmen. Im Falle 
von Zulieferteilen dürfen diese maximal ein Alter von 10 Tagen haben. Von dieser Festlegung 
kann abgewichen werden, wenn der Hersteller nachweist, dass im normalen 
Fertigungsprozess einzelne der Zulieferteile regelmäßig älter sind. 

Sofort nach Entnahme aus der Produktion ist das Produkt luftdicht zu verpacken, bei 
Kastenmöbel im geschlossenen Zustand. 

Hinweis:  

Es ist zulässig, bei Bauteilprüfungen aus den für die einzelnen Bauteile ermittelten 
Gesamtkonzentrationen flüchtiger organischer Verbindungen mit nachfolgender 
Berechnungsformel auf die Gesamtkonzentration kompletter Produkte hochzurechnen, die 
aus bekannten Flächenanteilen der untersuchten Bauteile bestehen. Hierbei sind für jedes 
Bauteil die anteiligen Flächen am Gesamtprodukt zu kalkulieren und mit den ermittelten 
Emissionswerten in die Formel einzusetzen: 

 

𝐶𝐶𝑘𝑘𝑘𝑘𝑘𝑘𝑘𝑘. =
∑ 𝐴𝐴𝑖𝑖  (> 5%) ∗ 𝐶𝐶𝑖𝑖𝑛𝑛
𝑖𝑖=1
∑ 𝐴𝐴𝑖𝑖  (%)𝑛𝑛
𝑖𝑖=1

 

 

Ckalk. = Kalkulierte Gesamt-Konzentration für Komplettprodukt in µg/m³ 

n = Anzahl der untersuchten Bauteile  

i = Bauteil-Index 

Ai (%) = Flächenanteil des i-ten Bauteils in % 

Ci = Konzentration des i-ten Bauteils in µg/m³ 

 

Auf dieses Verfahren kann verzichtet werden, wenn durch keines der untersuchten Bauteile 
die zulässigen Emissionswerte überschritten werden sowie bei Prüfung von 
Komplettprodukten. 

4.1.2.2. Bauteilprüfung 

Im Falle der Bauteilprüfung, z. B. bei Möbelprogrammen, erfolgt die Auswahl der zu 
untersuchenden Bauteile durch das Prüfinstitut in Absprache mit dem Hersteller. Dabei sind 
die unterschiedlichen, eingesetzten Materialien, insbesondere unterschiedliche 
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Beschichtungssysteme, zu berücksichtigen. Die Auswahl hat so zu erfolgen, dass die 
Einhaltung der Anforderungen der Vergabegrundlage für das zu untersuchende Produkt 
sichergestellt ist. Bei Bauteilen mit einem Flächenanteil von in der Summe nicht mehr als 5% 
des Produkts kann auf eine Probenziehung und Emissionsprüfung verzichtet werden. 

Die zu untersuchenden Bauteile sind direkt aus der laufenden Produktion in ausreichender 
Menge zu entnehmen. Im Falle von Zulieferteilen dürfen diese maximal ein Alter von 10 Tagen 
haben. Von diesen Festlegungen kann abgewichen werden, wenn der Hersteller nachweist, 
dass im normalen Fertigungsprozess einzelne verwendete Bauteile regelmäßig älter sind. Bei 
flächigen Bauteilen sind mindestens 3 Teile als Stapel zu entnehmen, von denen nur das 
mittlere Teil für die Emissionsprüfung verwendet wird. 

Die genaue Probenmenge unter Berücksichtigung der Größe des Bauteils und der 
einzusetzenden Emissionsprüfkammer ist mit dem Prüfinstitut abzustimmen. Die 
entnommenen Proben gleicher Bauteile sind sofort gemeinsam luftdicht zu verpacken. 
Hierbei sollten die einzelnen Proben möglichst dicht aufeinander liegen, um die 
unvermeidlichen Emissionen während des Transportes zum Prüfinstitut so gering wie möglich 
zu halten. 

4.1.2.3. Transport 

Das verpackte Probenmaterial ist so schnell wie möglich zum Prüfinstitut zu transportieren. 
Zwischen Verpackung und Eintreffen beim Prüfinstitut dürfen nicht mehr als 7 Tage vergehen. 

4.1.3. Probenvorbereitung 

Bis zum Prüfbeginn ist der Prüfkörper bzw. das Probenmaterial beim Prüfinstitut verpackt zu 
lagern. 

Bei der Vorbereitung der Prüfkörper für die Emissionsprüfung sind bei flächigen Bauteilen nur 
die im Stapel innen liegenden und nicht die außen liegenden Bauteile zu verwenden. 

Die Prüfung von Bauteilen und kompletten Produkten kann im Originalzustand in einer großen 
Prüfkammer erfolgen. Dabei sind mögliche Minderbefunde bei schwerflüchtigen 
Verbindungen zu beachten. Im Regelfall sind aus dem Probenmaterial Prüfkörper zu 
entnehmen, die in einer für flüchtige organische Verbindungen geeigneten Prüfkammer 
untersucht werden können. Die Prüfkörper sollen die eingesetzten Materialien und 
unterschiedlichen Oberflächen eines Gesamtmöbels repräsentieren. Hierbei durch Zuschnitt 
freigelegte Schmalflächen sind durch eine geeignete Versiegelung abzudichten. 

Selbstklebende, emissionsarme Aluminiumfolie hat sich hierfür als geeignet erwiesen. Eine 
eventuelle Eigenemission der Alufolie ist in Vorversuchen zu ermitteln. 

Bei der Berechnung der Emissionsfläche sind die beidseitigen Oberflächen und die 
Schmalflächen (ohne nachträglich in Folge von Prüfkörperzuschnitten versiegelte Flächen) 
einzubeziehen. 
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Nach der Fertigstellung der Prüfkörper sind diese unverzüglich in die Prüfkammern 
einzubringen oder bis zur Beladung der Prüfkammer verpackt zu lagern. 

Für die eigene interne Dokumentation ist vom Hersteller für jede Probe ein 
Probeentnahmeprotokoll (Termine Herstellung, Verpackung, Versand etc.) zu erstellen. 

Die Zeit zwischen Verpackung der Proben beim Hersteller und Beladung der Kammern soll so 
kurz wie möglich sein. Die Prüfung muss gemäß DIN EN 16516 innerhalb von 8 Wochen nach 
der Probennahme begonnen werden, vorausgesetzt, die Probe wird im Labor in der 
vorgegebenen Verpackung und unter normalen Innenraumbedingungen aufbewahrt. 
Probennahme, Probeneingang und Prüfbeginn sind im Prüfbericht zu dokumentieren. 
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4.1.4. Emissionsanforderungen an Schulmöbel  

Tabelle 1 - Emissionsanforderungen Schulmöbel 

Parameter Alle 
Kasten- / 

Schrankmöbel 
Tische Stühle Stühle 

 3. Tag 28. Tag 1) 28. Tag 1) 28. Tag 1) 28. Tag 1) 

 
Prüfkammer-
konzentration 

Prüfkammer-
konzentration 

Prüfkammer-
konzentration 

Prüfkammer-
konzentration 

Produktspezifische 
Emissionsrate 

Prüfkammergröße  Mind. 100 l Mind. 1m3 

Luftdurchflussrate  1,0 m³/m2h 2,0 m³/m2h 

Temperatur 23 ± 1°C 23 ± 1°C 23 ± 1°C 

Relative Luftfeuchte 50 % ± 5 % 50 % ± 5 % 50 % ± 5 % 

Formaldehyd ------ < 0,05 ppm  
< 60 µg/m³ 

< 0,05 ppm  
< 60 µg/m³ 

< 0,033 ppm  
< 40 µg/m³ < 80 µg/uh 

Sonstige Aldehyde 
gemäß aktueller 
NIK-Liste 2) 

------ ------ ------ < 40 µg/m³ < 80 µg/uh 

TVOC (C6 – C16) 
gemäß AgBB 2) 

Nur Kastenmöbel:  
< 3000 µg/m³ < 450 µg/m³ < 450 µg/m³ < 300 µg/m³ < 600 µg/uh 

TSVOC (<C16 – C22) ------ < 100 µg/m³ < 100 µg/m³ < 50 µg/m³ < 100 µg/uh 

CMR-Stoffe 3)  
gem. EU-Kategorie 
1A und 1B 

∑ < 10 µg/m³ < 1 µg/m³ 
je Einzelwert 

< 1 µg/m³ 
je Einzelwert 

< 1 µg/m³ 
je Einzelwert ------ 

Geruch 
(s. nachfolgende 
Erläuterungen) 

------ < 3,0 < 3,0 < 3,0 ------ 

VOC ohne NIK gem. 
AgBB 2) 

------ < 100 µg/m³ < 100 µg/m³ < 100 µg/m³ < 200 µg/uh 

R-Wert 4) ------ < 1 < 1 < 1 ------ 

1) Die Prüfung kann am 7. Tag nach Beladung beendet werden, wenn die geforderten Endwerte des 28. Tages erreicht werden und im 
Vergleich zur Messung am 3. Tag kein Konzentrationsanstieg einer der nachgewiesenen Substanzen feststellbar ist. 

2) Summe aller Einzelstoffe ≥ 5 µg/m³) bei Prüfkammerkonzentration 

3) Die Substanz Dimethylformamid (DMF, CAS 68-12-2) wird bei der CMR-Bewertung gesondert behandelt. Für DMF gilt ein (auf dem NIK-
Wert basierender) Grenzwert von <15 µg/m³ nach 28 Tagen. Der Wert nach 3 Tagen ist nicht in die Summenbewertung einzubeziehen. 
Eine Berücksichtigung von DMF in der R-Wert-Berechnung hat weiterhin zu erfolgen. Diese Regelung gilt für eine Übergangsfrist bis 
31.12.2023. Ab 01.01.2024 entfällt diese. Ausgenommen sind Formaldehyd und Acetaldehyd (Einstufung: Carc. 1B) 

4) Der R-Wert richtet sich nach der jeweils gültigen aktuellen NIK-Liste nach AgBB; 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/4031/dokumente/agbb_bewertungsschema_2021.pdf 

  

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/4031/dokumente/agbb_bewertungsschema_2021.pdf
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Begriffsdefinitionen TVOCspez und TSVOC 
 
TVOCspez:  
Summe aller gefundenen Einzelstoffe ≥ 5 µg/m³ im Retentionsbereich C6–C16 (zwischen  
n-Hexan bis einschließlich n-Hexadecan). Die Ermittlung erfolgt gemäß dem jeweils gültigen 
AgBB-Schema. Angaben im AgBB-Schema für C-Stoffe gelten hier für CMR-Stoffe der Kategorie 
1A und 1B. 

 

TSVOC:  
Summe aller Einzelstoffe ≥ 5 µg/m³ im Retentionsbereich > C16–C22. In Einzelfällen sind für 
SVOC NIK-Werte abgeleitet. Die SVOC, für die NIK-Werte festgelegt wurden, sind für die 
Anforderungen nach 28 Tagen in die R-Wert-Berechnung einzubeziehen und unterliegen nicht 
mehr dem Summenwert SVOC. Die Summe aus TVOCspez- Wert und der Summe der einzelnen 
SVOC mit NIK-Wert darf nach 28 Tagen die Anforderungen an den TVOC nicht überschreiten 
(Vorgehensweise AgBB). 

 

Allgemeine Hinweise zu TVOC und TSVOC: 

Die Grundlage für die Messung der Emission von flüchtigen organischen Verbindungen und 
Formaldehyd bildet das BAM-Prüfverfahren in der aktuellen Fassung. Die Anforderungen an 
das Prüfkammerverfahren und die Analytik richten sich nach der DIN EN 16516 in Verbindung 
mit der Normenreihe DIN EN ISO 16000 ff. 

 

4.1.4.1. Geruch 

Die Geruchsprüfung ist nach frühestens 3 und maximal 28 Tagen Verweilzeit in der 
Prüfkammer durchzuführen. Bei einer vorangegangenen Prüfung nach Punkt 4.1.4 kann die 
Prüfung nach deren Abschluss erfolgen. Bei mehreren Tests ist das Ergebnis der letzten 
Testreihe (längste Verweilzeit) maßgeblich. 

Anforderungen: 

Einzuhaltender Wert:   Stufe 3,0 

Die Mehrzahl der Einzelergebnisse darf nicht über Stufe 3,0 sein. 
Der Mittelwert muss ≤ 3,0 sein.  
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Prüfung: 

Geruchsneutraler Raum: 

Temperatur:   23°C ± 1°C 
Luftfeuchtigkeit:  50 % r. F. ± 5 % r. F. 
Luftwechselrate:  abhängig von der Art des Prüfmusters 
Kammervolumen:  Das Kammervolumen richtet sich nach der angegebenen  
    Prüfkammergröße (Tabelle 1) 
Raumbeladung: abhängig von der Art des Prüfmusters  
 
Mindestens 7 Probanden beurteilen unabhängig voneinander nach einer 5-Stufen-Skala die 
Geruchsintensität: 

1 = geruchlos 
2 = schwacher Geruch 
3 = deutlicher, nicht belästigender Geruch 
4 = belästigender Geruch 
5 = unerträglicher Geruch 
 
Zu protokollieren sind: 
• Alter und Geschlecht der Testpersonen 
• Raumgröße 
• Raumtemperatur 
• Raumfeuchte (rel. Luftfeuchte) 
• Datum der Beurteilung 
• Zeitspanne zwischen Produktion und der Geruchsbeurteilung 
• Art des Geruches 
 
Probanden: Das Probandenkollektiv (mindestens 7 Personen, davon mind. 3 Frauen) soll 
sich vor der Geruchsprüfung mindestens 10 Minuten in einem Raum mit reiner Luft 
aufhalten. Die Geruchsprüfung erfolgt unverdünnt. Die Probanden sollen in Verbindung mit 
den zu bewertenden Gerüchen nicht vorbelastet sein.  

 
Mittelwert 
Von allen ermittelten Einzelwerten ist jeweils ein höchster und ein niedrigster nicht für die 
Mittelwertbildung heranzuziehen. Im Untersuchungsbericht wird nur der Mittelwert 
angegeben. 
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4.1.5. Zusätzliche Materialanforderungen 

4.1.5.1. Chlorphenole 

Pentachlorphenol / Tetrachlorphenole / Trichlorphenole 

Prüfkörper: Holzwerkstoffe 

Anforderungen: 

Tabelle 2 - Einzuhaltende Werte für die einzelnen Biozide 

 PCP Tetrachlorphenole Trichlorphenole 

Holzwerkstoffe: < 3 mg/kg < 3 mg/kg -- 

 

Analysemethode: 

Die Probe wird mit 1 m KOH im Trockenschrank erhitzt. Ein Aliquot des Extraktes wird mit 
Essigsäureanhydrid derivatisiert. Das Derivat wird mit n-Hexan extrahiert und am Kapillar-
GC mittels ECD analysiert. Andere Verfahren sind zugelassen, wenn die Vergleichbarkeit 
nachgewiesen wurde. 

 

4.1.5.2. Azofarbstoffe 

Prüfkörper: Leder, Naturfasern und Synthetikfasern 

Anforderungen: 

Azofarbstoffe, die bestimmte Amine freisetzen, dürfen nicht eingesetzt werden 
(entsprechend der REACH Verordnung EG 1907/2006). Diese Forderung gilt für Stoffe und 
Materialien, die nicht nur kurzzeitig mit der menschlichen Haut in Berührung kommen.  

Einzuhaltende(r) Wert(e): 

Die in der Verordnung EG Nr. 1907/2006 (REACH VO) genannten Amine dürfen nicht 
nachweisbar sein (d.h. < 30 mg/kg). 

Prüfung: 

Das Prüfverfahren ist in der ”Amtlichen Sammlung von Untersuchungsverfahren nach  
§ 64 LFGB (Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch)” enthalten: 

Naturfasern:   B 82.02-2 (DIN EN ISO 14362-1) 

Polyesterfasern: B 82.02-4 (DIN 14362-2) 
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Im Prüfbericht wird - wenn Gehalte pro Aminkomponente unter 30 mg/kg vorhanden - 
angegeben: 

”Nach dem Umfang der Untersuchung wurden Azofarbstoffe, deren Verwendung nach der 
Verordnung EG Nr. 1907/2006 verboten sind, nicht nachgewiesen”. 
 
Nachweis durch Herstellererklärung möglich. 
 

4.1.5.3. Dispersionsfarbstoffe und Pigmente 

Anforderungen: 

Krebserzeugende, fruchtschädigende oder fortpflanzungsgefährdende Dispersionsfarbstoffe, 
potentiell sensibilisierende Farbstoffe und schwermetallhaltige Farbstoffe dürfen nicht 
eingesetzt werden. 

 

Prüfung nach DIN 54231 

 

Nachweis durch Herstellererklärung möglich. 

 

4.1.5.4. PAK (Polycyclische Aromatische Kohlenwasserstoffe) 

Prüfung und Bewertung nach AFPS GS 2019:01 PAK 

GS-Spezifikation „Prüfung und Bewertung von Polyzyklischen Aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAK) bei der Zuerkennung des GS-Zeichens“ des Ausschusses für 
Produktsicherheit (AfPS) Stand April 2020 bzw. der jeweils aktuellen Verordnung 
 

Nachweis durch Herstellerbescheinigung möglich. 
 

4.2. Schutz von Umwelt und Klima 

4.2.1. Energie und Ökobilanz 

Das Bemühen der Hersteller um eine Minimierung der mit dem Transport ihrer Produkte und 
Zuliefermaterialien verbundenen energetischen und atmosphärischen Umweltbelastung 
muss aus entsprechenden Dokumenten ersichtlich sein. 

Die Verwendung selbst erzeugter, erneuerbarer Energie (z. B. Restholzverbrennung) und der 
Zukauf von CO2-neutraler Energie sind zu bevorzugen. 

Zur Optimierung des Material- und Energieeinsatzes im Hinblick auf eine nachhaltige 
Ökobilanz ist die Implementierung einer Lebenszyklusbewertung auf der Grundlage der 
Systematik der Normen DIN EN ISO 14001, DIN EN ISO 14040 und DIN EN ISO 14044 geeignet.  
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Empfohlen wird auch eine Ökobilanzierung bzw. Umweltdeklarierung der Produkte nach 
DIN EN ISO 14025 (EPD-Nachweis). 

4.2.2. Gesundheit von Mensch und Ökosystem 

Über die gesetzlichen Regelungen zum Umgang mit Menschen und Umwelt belastenden 
Chemikalien (z. B. REACH-Verordnung) hinaus enthält die Gütesicherung Möbel weitreichende 
Prüfanforderungen zur Sicherstellung Schadstoff geprüfter Möbel. 

4.2.2.1. Flüssige Beschichtungssysteme 

Betreiber von Beschichtungsanlagen müssen die Anforderungen der 31. BlmSchV einhalten. 
Dies ist durch Erklärung des Herstellers nachzuweisen. 

4.2.3. Materialeinsatz 

4.2.3.1. Massivholz und Holzwerkstoffe 

Massivholz und Holzwerkstoffe müssen der EU-Verordnung 995/2010 entsprechen und 
soweit möglich aus nachhaltig und legal bewirtschafteten Forstwirtschaften stammen 
(FSC/PEFC-Dokumentation oder ähnliche Nachweise). Bei Verwendung von Altholz in 
Holzwerkstoffen ist die Altholzverordnung einzuhalten. Nachweis der Schadstoffgrenzwerte 
der AltholzV gemäß den Prüfungen nach EPF-Standard. 

4.2.3.2. Kunststoffteile 

Kunststoffteile > 50 g sollten nach DIN EN ISO 11469 gekennzeichnet sein und nicht Zusätze 
anderer Werkstoffe enthalten, die dem Recycling entgegenstehen. 

4.2.3.3. Klebstoffe 

Der VOC-Gehalt der Klebstoffe sollte nicht mehr als 10% bei wasserbasierten Systemen und 
nicht mehr als 30% bei Systemen, die auf Lösemitteln basieren, betragen. 

4.2.3.4. PVC     

Der Einsatz von PVC sollte auf Möbelteile eingeschränkt werden, für die keine gleichwertigen 
anderen Materialien zur Verfügung stehen und die besonderen Eigenschaften von PVC 
benötigt werden. 

Der Einsatz von PVC ist in der Produktinformation (PI) anzugeben. Demontierbare PVC-Teile 
sind von dieser Regelung ausgenommen, wenn sie deutlich erkennbar als PVC-Teile 
gekennzeichnet sind. 

4.2.4. Kreislaufwirtschaft (Circular Economy) 

4.2.4.1. Konstruktion – Verschleiß - Langlebigkeit 

Die Prinzipien einer recyclinggerechten Konstruktion (VDI 2243) sind zu beachten. Der Einsatz 
Recycling fähiger und biologisch abbaubarer Materialien ist zu bevorzugen. 
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Für Verschleißteile wird ein funktionsfähiger, kompatibler Ersatz über einen Zeitraum von 
mindestens 5 Jahren sichergestellt.  

Die Langlebigkeit der Produkte ist durch eine entsprechende Konstruktion zu gewährleisten.  

 

4.2.4.2. Verpackung 

Das Verpackungsmaterial muss für eine Wiederverwendung oder zur stofflichen Verwertung 
geeignet sein. Die Verpackung muss so gestaltet werden, dass vorhandene flüchtige 
Bestandteile der Möbel ausgasen können. 

4.2.4.3. Wiederverwendbarkeit /Verwertung 

Im Hinblick auf die Wiederverwendbarkeit und Verwertung dürfen den Möbeln einschließlich 
der für ihre Herstellung eingesetzten Materialien (Holzwerkstoffe, Klebstoffe, Beschichtungen 
usw.) keine Materialschutzmittel (Fungizide, Insektizide, Flammschutzmittel) und keine 
halogenorganischen Verbindungen zugesetzt werden. 

Hiervon ausgenommen sind Fungizide, die allein zur Topfkonservierung in wässrigen 
Beschichtungsstoffen und Leimen eingesetzt werden oder Flammschutzmittel, bei denen 
anorganische Ammoniumphosphate (Diammoniumphosphat, Ammoniumpolyphosphat etc.), 
Borverbindungen (Borsäure, Borate) oder andere Wasser abspaltende Minerale 
(Aluminiumtrihydrat o.ä.) zur Flammhemmung verwendet werden. 

4.3. Soziale Verantwortung 

Im Hinblick auf eine nachhaltige Personalentwicklung und zur Gewährleistung der Gesundheit, 
der Arbeitssicherheit sowie der sozialen Arbeitsbedingungen sollte ein Unternehmen nach 
guter Managementpraxis Verantwortlichkeiten und Verfahrensregeln diesbezüglich festlegen 
und dokumentieren. 

Darunter fallen insbesondere: 

• Faire Einstellungspraxis 
• Weiterbildung der Mitarbeiter 
• Soziale Verantwortung bei betrieblichen Regelungen 
• Gesellschaftliche Ethik 

Die gesellschaftliche Ethik kann auch soziale Maßnahmen für das lokale Umfeld des 
Betriebsstandortes (z. B. Sponsoring kultureller oder karitativer Institutionen) umfassen. 

Die Einhaltung der Anforderungen kann durch die Mitgliedschaft beim UN Global Compact 
oder durch gleichwertige Zertifikate nachgewiesen werden. Die Deutsche Gütegemeinschaft 
Möbel unterstützt den UN Global Compact und dessen 10 Prinzipien (Anhang 12.7). Diese 
Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sollen durch die Gütezeichenbenutzer 
umgesetzt werden. Die Umsetzung wird bei den Überwachungsprüfungen dokumentiert. 
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Hinsichtlich der sozialen Verantwortung für Produkte der Lieferkette, auf die das 
Unternehmen keinen direkten Einfluss hat, sind nach Möglichkeit Zulieferunternehmen zu 
bevorzugen, die soziale Standards berücksichtigen. 

 

4.4. Werbeaussagen 

Werbeaussagen dürfen keine Angaben aufweisen wie „Wohnbiologisch geprüft“ oder solche, 
die im Sinne der EG-Richtlinie 67/548/EWG Artikel 23 (Kennzeichnung) Abs. 4 Gefahren 
verharmlosen (z. B. „nicht giftig“, „nicht gesundheits-schädlich“, „frei von ...“). 

5. Allgemeine Qualitätsgrundsätze 

Vorausgesetzt wird bei „Möbel mit Gütezeichen“ eine dem Produkt angemessene, 
fachgerechte Verarbeitung geeigneter Materialien und Bauelemente. Die Sicherheit, die 
Funktion und der Gebrauchsnutzen werden nach dem jeweiligen Stand der Technik bei in 
Verkehr bringen, bezogen auf ein solides Qualitätsniveau, beurteilt. Umwelt- und 
Gesundheitsschutz sowie die Produktinformation sind wesentliche Qualitätsmerkmale. 

Abweichungen von den Güte- und Prüfbestimmungen 

Von den in den Güte- und Prüfbestimmungen festgelegten Anforderungen kann abgewichen 
werden, wenn auf andere Weise ein gleichwertiges oder höheres Qualitäts- und 
Sicherheitsziel erreicht wird. Ein geeigneter Nachweis ist erforderlich. 

Sichtprüfungen  

Sichtprüfungen (Inaugenscheinnahmen) erfolgen unter folgenden Bedingungen (sofern nicht 
anders angegeben): 

Beurteilung des harmonischen Gesamteindruckes:  Abstand  2 – 3 m 

Beurteilung von Details:  Abstand  0,7 ± 0,1m  

Beurteilungsgrundlage: Normalsichtige Augen; diffuses Tageslicht (ohne direkte Sonnen- oder 
künstliche Lichteinstrahlung) 

In Gebrauchslage nicht sichtbare oder untergeordnete Teile sowie Unregelmäßigkeiten, die 
nur im Streiflicht sichtbar werden, sind von der Beurteilung ausgeschlossen. 
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5.1. Produktinformation  

Die Produktinformation für Schulmöbel soll dem Händler für Verkaufsgespräche und zur 
Weitergabe an den Endkunden zur Verfügung gestellt werden und beinhaltet auf der Basis der 
RAL-GZ 430/10 folgende Details: 

  1. Produktbezeichnung 

  2. Produktkennzeichnung* 

  3. Konstruktiver Aufbau  

  4. Materialien 

  5. Oberflächenbehandlung 

  6. Modellvarianten 

  7. Maße 

  8. Gewicht 

  9. Maximale Belastbarkeit 

10. Reinigungs- und Pflegeanleitung 

*Die Kennzeichnungspflicht (sofern zutreffend) nach dem ProdSG 
(Produktsicherheitsgesetz) ist einzuhalten. 

 

Sichtprüfung / Dokumentenprüfung 

 

Darüber hinaus sollen – sofern zutreffend - folgende Angaben in der Produktinformation 
enthalten sein: 

• Hinweise auf Verschleißteile und deren Reparatur oder Austausch, ggf. Reparaturservice 
(Für Verschleißteile wird ein funktionsfähiger kompatibler Ersatz von mindestens 5 
Jahren zugesichert.) 

• Angaben zur Art und zur Herkunft des überwiegend verwendeten Holzes 
• Angabe der sonstigen Werkstoffe (Anteil > 3 Gew.-%) 
• Hinweise zur Montage der Produkte und zur Demontage für den Umzug und die spätere 

Materialverwertung. Für besondere Produktgruppen ist auch die Öko-Design-Richtlinie 
(2009/125/EG) zu beachten. 

• Bei Möbeln, die unter das ElektroG (Anhang 12.3) fallen ist eine entsprechende 
Kennzeichnung am Möbel vorzunehmen und in der Betriebsanleitung auf die Art der 
Entsorgung hinzuweisen. 

• Wenn PVC verwendet werden muss, ist dies in der Produktinformation anzugeben. 
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6. Aufbau Schulmöbel 

6.1. Qualität von Holz und Holzwerkstoffen 

6.1.1. Holzausgleichsfeuchte 

Holzfeuchte bei Verarbeitung: Sichtholz: 6 - 10 % 

Dies darf bei der Verarbeitung nicht über- bzw. unterschritten werden. 

Blindholzgestelle: max. 12 % 

Prüfung nach DIN EN 13183-1 

 

6.1.2. Sichtbare / nicht sichtbare Hölzer 

Dürfen die in der Merkmalübersicht in Anlehnung an DIN 68360 Teil 2 (seit Juni 1996 
zurückgezogen – ersetzt durch DIN EN 942) aufgeführten Merkmale aufweisen (siehe Pkt. 
6.1.3) 

Sichtprüfung 

 

6.1.3. Massivholz Beurteilungskriterien 

Merkmalübersicht in Anlehnung an DIN 68360 Teil 2 - 5/81 (Norm zurückgezogen*) 
ID:  Nicht sichtbare Teile 
IND: Sichtbare Teile 
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Merkmale ID IND 

Allgemein Das Holz muss gesund (frei von Holz zerstörenden Pilzen und Insekten) und an den 
nach dem Einbau sichtbaren Teilen frei von Markröhre sein. 

Oberfläche Die Oberfläche muss eben und geschliffen sein. 

Unzulässig sind Sägespuren und Hobelschläge an den nach dem Einbau sichtbaren 
Teilen, soweit nicht eine bestimmte Bearbeitung der Oberfläche, wie z.B. Bürsten, 
Sandstrahlen oder Brennen vereinbart ist. 

Farbunterschiede zulässig zulässig: naturbedingte Farbunterschiede 

Bläue zulässig: Anbläue, d.h. geringe 
Bläue im Anfangsstadium. 

unzulässig: an sichtbar bleibenden Flächen. 
Anbläue an nicht sichtbaren Flächen ist 
zulässig. 

Splint zulässig: z.B. bei Kiefer und anderen hinsichtlich der Eigenschaften des Splints 
ähnlichen Holzarten. 

unzulässig: bei Holzarten, deren Kern- und Splintholz sich in den Eigenschaften 
wesentlich unterscheiden. 

Faserabweichung unzulässig: Drehwuchs und Abweichungen des Faserverlaufs über 2 cm je m  

Längsrisse zulässig: kleine Risse und dauerhaft **(siehe Fußzeile) ausgebesserte Risse, die in 
Faserrichtung laufen, nicht durchgehen und nach der Oberflächenbehandlung nicht 
mehr stören. 

Querrisse unzulässig 

Harzgallen/ Harzzonen zulässig: bis auf den Grund 
dauerhaft**(s.Fußzeile) 
ausgebesserte Harzgallen. 

zulässig: Harzgallen, wenn sie dauerhaft**(s. 
Fußzeile) bis auf den Grund ausgebessert sind. 

Rindeneinschlüsse zulässig: wenn sie dauerhaft** 
(s.Fußzeile) ausgebessert sind. 

unzulässig 

 Rinde ist auch an nicht sichtbaren Teilen zu entfernen. 

Baumkante zulässig: ohne Rinde an Stellen, die nach dem Einbau nicht mehr sichtbar sind. 

Insektenfraßstellen unzulässig: ausgenommen 
vereinzelte Fraßgänge bis 2 mm 
Durchmesser von 
Frischholzinsekten. 

unzulässig 

Äste 

a) nicht ausge- 
    besserte Äste 

zulässig: nur gesunde, verwachsene Äste, die das Stehvermögen der Teile und ihre 
Gebrauchstauglichkeit nicht beeinflussen. 

Anmerkung: Stehvermögen und Gebrauchstauglichkeit können beeinträchtigt 
werden, wenn z.B. der größte Astdurchmesser größer als 1/3 der Breite eines 
Elementes ist, wie bei einem Rahmen. 

  unzulässig: Flügeläste und dunkle Äste 
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Merkmale ID IND 

b) ausgedübelte  
    Äste 

Dübelkanten müssen vollflächig verleimt sein. Verleimung je nach 
Anwendungsbereich des Elementes nach Beanspruchungsgruppe B2 bis B4  
nach DIN 68602 (ersetzt durch DIN EN 204). 

 zulässig: Dübel bis 25 mm 
Durchmesser und 
Kettendübelungen bis 3 Dübel. 

unzulässig 

  *Die nationale Norm wurde durch die DIN EN 942-6/2007 ersetzt. Diese enthält jedoch nicht in gleicher  
   Weise die in der Praxis bewährten Beurteilungskriterien.  

**Dauerhaft bedeutet hier Ausbesserung mit Holz, das auch an den Kanten vollflächig eingeleimt ist.  

 

6.1.4. Furniere 

Unzulässig an Sichtflächen sind: 

• Leimdurchschlag 
• Sichtbare Leimfugen  
• Harzgallen 
• lose, überlappte und durchgeschliffene Stellen und Risse 
• im Gesamtbild störende Abweichungen 
• Abzeichnen von Untergrund und Anleimer nach dem Nachtrocknen 
• Zick-Zack, der durchschimmert 

 

Zulässig an Sichtflächen sind (wenn in der Produktinformation darauf hingewiesen wird): 

• geringfügige, gesunde Verwachsungen im Furnier, die naturbedingt sind 
• Spiegel bei Eiche* 
• Kalkeinschlüsse bei Teak und Nussbaum* 
• Kreuzrisse bei Ästen* 
• Gum bei Kirsche* 
 
*Echtheitsbeweise 

 

Sichtprüfung 

 

Anmerkung: 

Ausstellungsprodukte müssen in ihrem optischen Erscheinungsbild weitgehend dem 
Serienstandard entsprechen.  
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6.1.5. Holzwerkstoffe 

Spanplatten, Sperrholz, MDF-Platten, Hartfaserplatten etc. müssen den gültigen Normen 
(DIN, EN, ISO) und kunststoffbeschichtete Flachpressplatten dem AMK-Merkblatt 004 
entsprechen.  

Schraubenauszugsfestigkeit 

gemäß AMK-Merkblatt 003 

Verzug bei allen Bauelementen aus Holzwerkstoffen 

Zulässige Formabweichung 1,5 mm / 1 m Messlänge  

6.2. Sonstige Materialien 

6.2.1. Glas 

6.2.1.1. Flachglas 

Materialtypische Eigenschaften sind: 

Farbtoleranz aufgrund der eingesetzten Rohstoffe 

Farbtoleranz aufgrund unterschiedlicher Dimensionierungen (Dicke, Länge, Breite)  

Dies kann besonders bei einer farbigen Beschichtung deutlich in Erscheinung treten. 

 
Prüfung nach DIN EN 572 Teil 4 

 

6.2.1.2. Spiegelglas 

 

Prüfung nach DIN EN 572 Teil 2 

 

Ziehfehler 

Blasen, Wellen, Schlieren dürfen bei Durchsicht aus 0,7m Entfernung nicht erkennbar sein. 

 

Bei beleuchteten Glasbauteilen (insbesondere durch LED-Beleuchtung) können 
warentypische Glasmerkmale deutlich in Erscheinung treten (z. B. Blasen, Wellen, Schlieren).  

 

Sichtprüfung 
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6.2.1.3. Rahmenlose Glasbauteile 

 

Kantenbearbeitung 

Mindestanforderung: gesäumt, gefast ≥ 1 mm o. gerundet r ≥ 1 mm 

Ecken: gefast ≥ 2 mm oder gerundet r ≥ 2 mm 

 

Sichtprüfung, Messung 

 

Bohrungen 

Abweichend von der DIN EN 572 Teil 4: 

Ausmuschelungen bei Bohrungen bis 1 mm am Lochrand sind zulässig. 

 

Sichtprüfung, Maßprüfung 

 

6.2.2. Spiegel 

Es gelten die Anforderungen der DIN EN 1036-1. 

 

6.2.3. Folien / Kunststoffe 

• Duroplastische Oberflächen (HPL-CPL-Beschichtungen) müssen den gültigen Normen 
(DIN, EN, ISO) entsprechen. 

 

6.2.4. Metall 

Materialien für den Schulmöbelbereich 

Alle Metallelemente für den Schulmöbelbereich müssen so behandelt werden, dass sie 
korrosionsbeständig, in den Ober- und Sichtflächen glatt und sauber sowie an Ecken und 
Kanten im Betätigungsbereich verrundet sind (DIN EN 16121, DIN EN 1729). 

Nach dem Korrosionstest dürfen an den sichtbaren Flächen keine Korrosionserscheinungen 
auftreten. 

Prüfung nach DIN EN ISO 6270-2, 2 Zyklen, AHT (Kondenswasser-Wechselklima), 
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Sichtprüfung, haptische Prüfung 

 

Konstruktion, Materialformen und -dicken 

Die Materialformen und -dicken sind nach den einschlägigen technischen Regeln zu bemessen 
(z. B. nach GUV-Richtlinien). 

6.3. Oberflächen 

6.3.1. Lackierte Werkstoffe 

 

 
Anforderung / 
Prüfung nach  

DIN 68861 

Waagrechte 
Arbeitsfläche 

Sonstige  
Flächen 

Chemische Beanspruchung DIN 68861 
Teil 1 1 B 1 C 

Abrieb-  
Beanspruchung 

DIN 68861 
Teil 2 

2 D (50 - 150 
Umdrehungen) 

2 E (25 - 50 
Umdrehungen) 

Kratz- 
Beanspruchung 

DIN 68861 
Teil 4 4E >0,5 < 1,0 N 4E >0,5 < 1,0 N 

Verhalten gegenüber 
trockener Hitze 

DIN 68861 
Teil 7 7 C (100°C) -.- 

Verhalten gegenüber  
feuchter Hitze 

DIN 68861 
Teil 8 8 B (70°C) -.- 

 

6.3.2. Melaminharzbeschichtete Oberflächen 

(MFB-, HPL-, KF-Platten)  

 

 
Anforderung / 
Prüfung nach  

DIN 68861 

Waagrechte 
Arbeitsfläche 

Sonstige 
Flächen 

Chemische Beanspruchung DIN 68861 
Teil 1 1 A 1 A 

Abrieb-  

Beanspruchung 
DIN 68861 

Teil 2 
2 B (350 - 550 

Umdrehungen) 
2 D (50 -150 

Umdrehungen) 

Kratz- 

Beanspruchung 
DIN 68861 

Teil 4 
4 B 

 
4 C 
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Verhalten gegenüber 
trockener Hitze 

DIN 68861 
Teil 7 7 B (140°C) -.- 

Verhalten gegenüber  
feuchter Hitze 

DIN 68861 
Teil 8 8 B (70°C) 

-.- 

 

 

6.3.2.1. Graphittest 

Für melaminharzbeschichtete Oberflächen ist ein Graphittest gem. DIN 4575 durchzuführen. 
Die Bewertung muss dem Grad 5 entsprechen. 

 

6.3.3. Metalloberflächen 

Galvanisierte Oberflächen evtl. mit zusätzlicher Versiegelung 

Nach dem Korrosionstest dürfen an den sichtbaren Flächen keine Korrosionserscheinungen 
auftreten. 

 

Prüfung der Schichtdicken, der mechanischen Beanspruchbarkeit (Abrieb), Sichtprüfung der 
Oberflächen (Poren, Microrisse), Prüfung der Korrosionsbeständigkeit nach 
DIN EN ISO 6270-2, 2 Zyklen AHT (Kondenswasser-Wechselklima) 

 

Lackierte und beschichtete Oberflächen 

Nach dem Korrosionstest dürfen an den sichtbaren Flächen keine Korrosionserscheinungen 
auftreten. 

 

Sichtprüfung, Prüfung der mechanischen Beanspruchbarkeit (Abrieb, Kratzfestigkeit), 
Haftfestigkeit (Gitterschnitt Kennwert 1-2); Prüfung der Korrosionsbeständigkeit nach 
DIN EN ISO 6270-2, 2 Zyklen AHT (Kondenswasser-Wechselklima 

 

6.3.4. Korrosionsbeständigkeit von Beschlägen 

Anforderungen: 

• Alle im montierten Zustand sichtbaren Beschlagteile dürfen nach 3 Zyklen keine 
Grundwerkstoffkorrosion aufweisen. 

 

Ausnahmen sind: 

Schraubenschlitze, Nietköpfe, Schnittkanten, Alu- und Zinkdruckgussteile.  

• Die Funktion darf nicht beeinträchtigt sein. 
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Anmerkung: 

Bei punktverschweißten Konstruktionen, die nachträglich veredelt wurden, treten bei 
Prüfungen nach DIN EN ISO 6270-2 gelegentlich Probleme auf, die jedoch in der Praxis nicht 
bestätigt werden. Dies tritt besonders bei optisch hochwertigen galvanischen Oberflächen 
auf. Wegen dieser Besonderheit sind noch zusätzliche Untersuchungen für ein geeignetes 
praxisgerechtes Prüfverfahren erforderlich. 

 

Prüfung nach DIN EN ISO 6270-2: 3 Zyklen AHT (Kondenswasser-Wechselklima) *  

*Ein Prüfkonzept zur Prüfung der Korrosionsbeständigkeit ist in Bearbeitung. 

 

6.4. Konstruktive Anforderungen 

6.4.1. Bodenunebenheiten 

Zum Ausgleich von Bodenunebenheiten sind Höhenversteller einzusetzen (z. B. bei Tischen).  

 

6.4.2. Kanten / Schmalflächen / Fugen 

Anforderungen: 

• Kanten müssen ausrissfrei sein und sind gleichmäßig über die gesamte Länge zu 
brechen oder zu runden. 

• Die Kanten der Standflächen müssen gefast oder mit Gleitern versehen sein. 
• Sämtliche Schnittkanten von Spanplatten müssen abgedeckt sein. 
• Fingerzinken müssen dicht sein und dürfen optisch nicht störend in Erscheinung treten. 

 
Sicht- bzw. Maßprüfung, ggf. haptische Prüfung im beladenen Zustand  

 

6.4.3. Leim und Kleberverbindungen 

Sichtbare Leim- und Klebeverbindungen müssen geschlossen sein. Sie dürfen keinen 
Leimüberschuss an den in der Gebrauchslage sichtbaren Stellen zeigen. 

 

Sicht- und Funktionsprüfung 
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6.5. Festigkeit und Dauerhaltbarkeit 

6.5.1. Tische und Stühle für Bildungseinrichtungen 

Nach der Prüfung dürfen keine Brüche oder sonstige Schäden auftreten, die die 
Funktionstauglichkeit beeinträchtigen. 
 

Prüfung nach DIN EN 1729 Teil 1 "Stühle und Tische für Bildungseinrichtungen" – 
Sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren 

7. Sicherheit 

Zum Nachweis der Sicherheit im Hinblick auf die Anforderungen des ProdSG 
(Produktsicherheitsgesetz) sind alle relevanten und aktuellen technischen Regeln,  
DIN-Normen, VDE- und GUV-Bestimmungen etc. sowie die Beschlüsse des betreffenden 
Erfahrungsaustauschkreises der GS-Prüfstellen in der Produktkonzeption zu berücksichtigen. 

Für Maße bei Schulmöbeln gilt die Norm DIN EN 1729 -1 und für die mechanische Sicherheit 
DIN EN 1729 -2. 

 

In Anlehnung an das Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) gilt: 

Ein Produkt darf nur auf dem Markt bereitgestellt werden, wenn es die Sicherheit und 
Gesundheit von Personen oder sonstige in den Rechtsverordnungen nach § 3 aufgeführte 
Rechtsgüter bei bestimmungsgemäßer oder vorhersehbarer Verwendung nicht gefährdet. 

Die Anforderungen nach DIN EN 1729 (Teil 1 und Teil 2) sind einzuhalten. Bei Verwendung von 
Glas ist Sicherheitsglas zu verwenden. (Ausnahmen: In geschlossenen Kastenmöbeln sowie bei 
Möbeln in Fachnebenräumen).  

Zu berücksichtigen ist außerdem die Unfallverhütungsvorschrift GUV-V S1. 

 

8. Elektrogeräte  

Es dürfen nur Elektrogeräte und -komponenten eingesetzt werden, die den aktuellen und 
relevanten EU-Richtlinien bzw. EN-Normen entsprechen. 
Im Falle von registrierungspflichtigen Möbeln gemäß ElektroG ist eine entsprechende 
Kennzeichnung am Möbel vorzunehmen und in der Betriebsanleitung auf die Art der 
Entsorgung hinzuweisen. 
Hinweis für elektrische Sicherheit: Siehe Anhang 12.3 „Leitfaden für elektrische Geräte / 
Bauteile in Möbeln“. 
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9. Kennzeichnung 

Möbel, die diesen Güte- und Prüfbestimmungen entsprechen und denen das Gütezeichen 
verliehen wurde, können mit dem nachfolgend abgebildeten Gütezeichen gekennzeichnet 
werden: 

 
RAL-GZ 430 / 10 

 
Für die Verwendung des Gütezeichens gelten ausschließlich die Durchführungsbestimmungen 
der Deutschen Gütegemeinschaft Möbel. 

10. Änderungen 

Änderungen dieser Güte- und Prüfbestimmungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung durch RAL. Sie treten nach einer angemessenen Frist, 
nachdem sie vom Vorstand bekannt gemacht wurden, in Kraft. 

 

11. Durchführungsbestimmungen für die Verleihung und Führung des Gütezeichens der 
Deutschen Gütegemeinschaft Möbel e.V. 

11.1. Gütegrundlage 

Die Gütegrundlage für das Gütezeichen besteht aus den Güte- und Prüfbestimmungen 
für Möbel. Sie wird in Anpassung an den technischen Fortschritt ergänzt und 
weiterentwickelt. 

11.2. Verleihung des Gütezeichens 

11.2.1 Die Deutsche Gütegemeinschaft Möbel e.V. verleiht auf Antrag das Recht zur Führung 
des Gütezeichens für Möbel an Hersteller von Qualitätsmöbeln. 

11.2.2 Der Antrag auf Verleihung des Gütezeichens ist schriftlich an die Geschäftsstelle der 
Deutschen Gütegemeinschaft Möbel e.V., Friedrichstraße 13-15 in 90762 Fürth zu 
richten. Dem Antrag sind eine Aufzählung der Erzeugnisse, die der Antragsteller zur 
Gütesicherung zuzulassen begehrt sowie eine rechtsverbindlich unterschriebener 
Verpflichtungsschein (Muster 1) beizufügen. 
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11.2.3 Dieser Antrag wird vom Güteausschuss geprüft. Mit der Durchführung der Erstprüfung 
wird von der Gütegemeinschaft eine neutrale Prüfstelle beauftragt. Das Prüfergebnis 
wird dem Güteausschuss, dem Antragsteller und dem Vorstand der Gütegemeinschaft 
auf schriftlichem Wege zugestellt. Ferner kann der Güteausschuss durch von ihm 
legitimierte Prüfbevollmächtigte oder solche der beauftragten Prüfstelle eine 
Betriebsbesichtigung vornehmen lassen. Hierbei und bei Prüfung der Erzeugnisse 
entstehende Kosten trägt der Antragsteller. Die Gütegemeinschaft kann die Prüfstelle 
berechtigen, einen Prüfkosten-vorschuss anzufordern. 

11.2.4 Fällt die Prüfung positiv aus, verleiht der Vorstand der Gütegemeinschaft dem 
Antragsteller auf Vorschlag des Güteausschusses das Gütezeichen. Die Verleihung wird 
beurkundet (Muster 2). Fällt die Prüfung negativ aus, stellt der Güteausschuss den 
Antrag zurück. Er muss die Zurückstellung schriftlich begründen. 

11.3. Benutzung des Gütezeichens 

11.3.1 Zeichenbenutzer dürfen das Gütezeichen nur für Erzeugnisse verwenden, die den 
Güte- und Prüfbestimmungen entsprechen. 

11.3.2 Der Gütegemeinschaft steht das alleinige Recht zu, Kennzeichnungs-mittel des 
Gütezeichens für sämtliche Verwendungszwecke (Prägestempel, Druckstock, Matern, 
Siegelmarken, Gummistempel u. ä.) herstellen zu lassen und an die 
Gütezeichenbenutzer auszugeben oder ausgeben zu lassen oder die Erlaubnis zur 
Herstellung zu geben und die Anwendungsart näher festzulegen. 

11.3.3 Für den Gebrauch des Gütezeichens in der Werbung auf Prospekten, Angeboten, 
Auftragsbestätigungen und Lieferscheinen u. ä. kann der Vorstand besondere 
Vorschriften erlassen, um die Lauterkeit des Wettbewerbs zu wahren und Missbrauch 
des Gütezeichens zu verhindern. 

11.3.4 Das Recht der Gütezeichenbenutzung endet bei Tod, Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens, Liquidation, Entzug oder wenn der Gütezeichenbenutzer durch 
rechtsgültig unterschriebene Erklärung an den Geschäftsführer in eingeschriebenem 
Brief zu selbst bestimmtem Termin auf das Gütezeichenbenutzungsrecht verzichtet. 

11.3.5 Ist das Gütezeichenbenutzungsrecht rechtskräftig entzogen worden sind die 
Verleihungsurkunde und alle Kennzeichnungsmittel des Gütezeichens zurückzugeben; 
ein Anspruch auf Rückerstattung besteht nicht. Das gleiche gilt, wenn das Recht, das 
Gütezeichen zu benutzen, auf andere Weise erloschen ist. 

11.4. Güteüberwachung 

11.4.1 Die Gütegemeinschaft ist berechtigt und verpflichtet, die Einhaltung der Güte- und 
Prüfbestimmungen sowie die rechtmäßige und ordnungsgemäße Benutzung des 
Gütezeichens zu überwachen. 
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11.4.2 Jeder Gütezeichenbenutzer hat die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um 
sicherzustellen, dass die Erzeugnisse, die mit dem Gütezeichen gekennzeichnet 
werden, den Güte- und Prüfbestimmungen entsprechen. Über die dazu notwendigen 
betrieblichen Eigenprüfungen sind sorgfältige Aufzeichnungen zu führen. Er unterwirft 
diese Erzeugnisse zusätzlich den von der Gütegemeinschaft veranlassten 
Überwachungsprüfungen im Umfang und Häufigkeit entsprechend den Forderungen 
der Güte- und Prüfbestimmungen und trägt die dadurch entstehenden Prüfungs- und 
Transportkosten. 

11.4.3 Mit der Durchführung der Überwachungsprüfungen beauftragt der Güteausschuss 
neutrale Prüfstellen (amtlich anerkannte Material-Prüfanstalten oder gleichgeordnete 
Prüfinstitute) und trifft mit diesen die erforderlichen Vereinbarungen. 

11.4.4 Von der neutralen Prüfstelle autorisierte Prüfbeauftragte können im Betrieb des 
Gütezeichenbenutzers jederzeit ohne vorherige Anmeldung Überwachungsprüfungen 
bis zu zweimal jährlich vornehmen, in die Aufzeichnungen über die betrieblichen 
Eigenprüfungen Einsicht nehmen und den Betrieb während der Betriebsstunden 
besichtigen. Vom Prüfer nach seiner Wahl als Prüfstücke angeforderte Erzeugnisse 
sind unverzüglich zu überlassen. Der Prüfer ist berechtigt, fertige Erzeugnisse bei 
Prüfung zu zerlegen. Erfolgt die Prüfung anderen Orts, so sind die Prüfstücke vom 
Prüfer unmittelbar bei Entnahme unmissverständlich zu kennzeichnen. Erzeugnisse 
des Gütezeichenbenutzers können außerdem im Handel entnommen werden. 

11.4.5 Die Feststellung der Prüfergebnisse erfolgt unabhängig von Organen der 
Gütegemeinschaft durch die beauftragte Prüfstelle. Diese fertigt über jede Prüfung 
einen Prüfbericht, von dem je eine Ausfertigung der Gütegemeinschaft und dem 
betreffenden Gütezeichenbenutzer zugestellt wird. Die weitere Verbreitung des 
Prüfergebnisses ist verboten. 

11.4.6 Bei negativem Ausfall einer Prüfung oder bei Beanstandungen von Erzeugnissen des 
Gütezeichenbenutzers lässt der Güteausschuss die Prüfung wiederholen. 

11.4.7 Bei Prüfungen, die von Dritten bei der Gütegemeinschaft beantragt werden, trägt die 
Prüfkosten bei unberechtigter Beanstandung der Beanstandende, bei berechtigter 
Beanstandung der betroffene Gütezeichenbenutzer. 

11.5. Ahndung von Verstößen 

11.5.1 Werden vom Güteausschuss Mängel in der Gütesicherung festgestellt, schlägt er dem 
Vorstand der Gütegemeinschaft Ahndungsmaßnahmen vor. Je nach Schwere des 
Verstoßes kann der Vorstand 

11.5.1.1 gegen den Gütezeichenbenutzer eine Belehrung oder/und eine Verwarnung 
aussprechen, 
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11.5.1.2 eine Vermehrung vorzunehmender Überwachungsprüfungen für einen bestimmten 
Zeitraum anordnen, 

11.5.1.3 die Zahlung einer Vertragsstrafe je nach Umfang des Verschuldens bis zur Höhe von 
10.000 € zugunsten der Gütegemeinschaft verhängen, 

11.5.1.4 die Berechtigung zur Führung des Gütezeichens befristet oder dauernd entziehen. 

11.5.2 Werden im Rahmen von Überwachungsprüfungen bei Erzeugnissen des 
Gütezeichenbenutzers Abweichungen von den Güte- und Prüfbestimmungen oder ein 
Verstoß gegen die Zeichenbenutzungsbedingungen festgestellt so wird eine Belehrung 
oder Verwarnung ausgesprochen. Letztere wird bei gegebener Sachlage durch eine 
angeordnete Vermehrung vorzunehmender Überwachungsprüfungen oder/und durch 
Verhängung einer Vertragsstrafe unterstützt. Die Vertragsstrafe ist binnen 14 Tagen, 
nachdem der Bescheid rechtskräftig ist, an die Deutsche Gütegemeinschaft Möbel  
e. V. zu zahlen. 

11.5.3 Die Berechtigung zur Führung des Gütezeichens wird befristet oder dauernd entzogen, 
wenn wiederholt gegen die Güte- und Prüfbestimmungen oder die 
Zeichenbenutzungsbedingungen verstoßen wurde oder wenn das Gütezeichen 
missbräuchlich benutzt wurde oder wenn eine vorsätzliche Zuwiderhandlung gegen 
die Güte- und Prüfbestimmungen nachgewiesen ist oder der Gütezeichenbenutzer 
sonst durch sein Verhalten die Gütesicherung gröblich verletzt. 

11.5.4 Sollte ein Mitglied das Gütezeichen unberechtigt führen oder es einem Dritten zur 
Anbringung an dessen Erzeugnissen überlassen oder diesem die 
Gütezeichenbenutzung auf andere Weise gestatten, so wird eine Vertragsstrafe bis zu 
10.000 € für jeden Einzelfall fällig. Etwaige sich daraus außerdem ergebende 
Rechtsfolgen werden dadurch nicht berührt. 

11.5.5 Eine Ahndung gemäß Abschnitt 5.1 kann auch beschlossen werden, wenn der 
Gütezeichenbenutzer unverzügliche Überwachungsprüfungen gemäß Abschnitt 4 
verzögert oder behindert. 

11.5.6 Vor allen Maßnahmen ist der Betroffene zu hören. Bevor einem Gütezeichenbenutzer 
das Recht zur Gütezeichenführung entzogen wird, ist dem Betroffenen unter 
Fristsetzung von 4 Wochen Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

11.5.7 In dringenden Fällen kann der Vorsitzende der Gütegemeinschaft einem 
Gütezeichenbenutzer die Führung des Gütezeichens mit sofortiger Wirkung vorläufig 
untersagen. Eine derartige Anordnung ist innerhalb von 14 Tagen vom Vorstand der 
Gütegemeinschaft zu bestätigen oder aufzuheben. 

11.5.8 Die Pflicht der Gütegemeinschaft, gegen Beeinträchtigungen des 
Gütezeichengebrauchs und bei Gütezeichenmissbrauch einzuschreiten, verpflichtet 
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zeichenrechtlich zugleich die Gütezeichenbenutzer, ihnen bekanntgewordene 
Verstöße gegen die Zeichenbenutzungsbedingungen und jeden Fall von 
Gütezeichenzeichenmissbrauch ohne Verzug unter Vorlage beweiskräftiger 
Unterlagen dem Geschäftsführer der Gütegemeinschaft mitzuteilen, damit die 
Verletzung auf geeignete Weise verfolgt werden kann. Unterlassungen sind nach 
Abschnitt 5.1 zu ahnden. 

11.5.9 Durch Maßnahmen der Gemeinschaft zum Schutze des Gütezeichens im Sinne dieser 
Bestimmungen wird das Recht von Gütezeichenbenutzern nicht berührt, etwaige 
Ansprüche auf Ersatz eines ihnen durch Verletzung unmittelbar entstandenen 
Schadens außerdem ggf. zivilrechtlich geltend zu machen. 

11.6. Beschwerde 

11.6.1 Gegen einen Ahndungsbescheid gemäß Abschnitt 5.1 kann der Gütezeichenbenutzer 
innerhalb von 4 Wochen nach Zustellung des Bescheids beim Güteausschuss 
Beschwerde erheben. Über die Beschwerde ist innerhalb von 4 Wochen zu 
entscheiden. Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung; jedoch kann der 
Güteausschuss bei akuter Gefahr einer Irreführung des Marktes eine 
Ahndungsmaßnahme nach Abschnitt 5.1.4 noch vor der Entscheidung über die 
Beschwerde vorläufig bestätigen. 

11.6.2 Wird die Beschwerde verworfen, so kann der Beschwerdeführer innerhalb von 4 
Wochen nach Zustellung des verwerfenden Bescheids den Rechtsweg gemäß 
Abschnitt11 der Vereins-Satzung beschreiten. 

11.7. Wiederverleihung 

Ist das Gütezeichennutzungsrecht entzogen worden, kann es frühestens nach drei 
Monaten wiederverliehen werden. Das Verfahren bestimmt sich nach Ziffer 2. Der 
Vorstand der Gütegemeinschaft kann jedoch zusätzliche Bedingungen auferlegen. 

11.8. Änderungen 

Diese Durchführungsbestimmungen nebst Mustern (Beitrittserklärung, 
Verleihungsurkunde) sind von RAL anerkannt. Änderungen, auch redaktioneller Art, 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der vorherigen schriftlichen Zustimmung von RAL. Sie 
treten nach Bekanntgabe durch den Vorstand innerhalb einer angemessenen vom 
Vorstand der Gütegemeinschaft bestimmten Frist in Kraft. 
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Verpflichtungsschein  
zur Gütesicherung der 

Deutschen Gütegemeinschaft Möbel e. V. 
 

1. Der Unterzeichnete / die unterzeichnete Firma beantragt hiermit bei der Deutschen 
Gütegemeinschaft Möbel e.V. 

  die Aufnahme als Mitglied* 

  die Verleihung des Rechts zur Führung* des Gütezeichens Möbel in Verbindung  
     mit dem produktbezogenen Zusatz gemäß Abschnitt 2 dieses Verpflichtungsscheines. 

2. Der Unterzeichnete / die unterzeichnete Firma bestätigt, dass die Güte- und 
Prüfbestimmungen Möbel in Verbindung mit den 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Schrank/Kastenmöbel, RAL-GZ 430/1* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Küchen- und Badmöbel, RAL-GZ 430/2* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Tische, Stühle, Eckbänke, RAL-GZ 430/3* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Polstermöbel, RAL-GZ 430/4* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Polsterbetten, RAL-GZ 430/5* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Matratzen, RAL-GZ 430/6* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Wasserbetten, RAL-GZ 430/7* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Büro- und Objektmöbel, RAL-GZ 430/8* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Kindermöbel, RAL-GZ 430/9* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Schulmöbel, RAL-GZ 430/10* 

  Güte- und Prüfbestimmungen für Außenmöbel, RAL-GZ 430/11* 

­ die Vereins-Satzung der Deutschen Gütegemeinschaft Möbel e. V., 

­ die Gütezeichen-Satzung für das Gütezeichen Möbel, 

­ die Durchführungsbestimmungen mit Muster 1 und 2 

zur Kenntnis genommen und hiermit ohne Vorbehalt als für sich verbindlich anerkannt wurden. 

 

Anzahl der Mitarbeiter: ............... 

 
________________________                   _____________________________ 

(Ort und Datum) (Stempel und Unterschrift des Antragstellers) 
__________________________ 
*Zutreffendes bitte ankreuzen 
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U R K U N D E 
DIE DEUTSCHE GÜTEGEMEINSCHAFT MÖBEL E. V. 

VERLEIHT HIERMIT AUFGRUND DES DEM GÜTEAUSCHUSS  

VORLIEGENDEN PRÜFBERICHTES DER FIRMA 

 

Mustermann GmbH  
Marktplatz 1, 12345 Witzhausen, Deutschland 

 

 

DAS VON RAL DEUTSCHES INSTITUT FÜR GÜTESICHERUNG  

UND KENNZEICHNUNG E.V. ANERKANNTE UND  

DURCH EINTRAGUNG BEIM DEUTSCHEN PATENT- UND MARKENAMT ALS 

KOLLEKTIVMNARKE GESCHÜTZTE 

 
GÜTEZEICHEN MÖBEL 

IN VERBINDUNG MIT DEM PRODUKTBEZOGENEN ZUSATZ GEMÄSS 

NACHFOLGENDER ZEICHENABBILDUNG 

 

 

 

 

 

         RAL-GZ 430/____  

 

FÜRTH, DEN 01. JANUAR 2022 

  

DER VORSITZENDE                                      DER GESCHÄFTSFÜHRER 
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12. Anhang 

12.1. Abnahmeprotokoll 

Abnahmeprotokoll zur Lieferung am ……………………  Kunde:  ……………………………………………………………… 

Auftrags-Nr. …………………………………. 

Bei Möbellieferung / Montage J   /   N Zusätzlich bei Küchenmontage J   /   N 

Wurden alle Teile vollständig und in 
Waage montiert? 

○      ○ Wurden Einbaugeräte auf Funktion 
geprüft und erklärt? 

○      ○ 

Wurden die Funktionen der 
beweglichen Teile vorgeführt 
und erklärt? 

○      ○ Wurden Schränke, Türen, Klappen 
und Schübe funktionstüchtig und 
sauber ausgerichtet? 

○      ○ 

Sind die Oberflächen einwandfrei? ○      ○ Wurde die Wasserinstallation auf 
Dichtigkeit geprüft? 

○      ○ 

Wurde die Ware fachgerecht 
ausgerichtet? 

○      ○ Wurden Pflegehinweise für die 
Arbeitsplatten gegeben? 

○      ○ 

 
Sind die Polster/Bezüge in Ordnung? 

 
○      ○ 

Wurde auf die Feuchtigkeits-
problematik im Spülmaschinen- und 
Gehrungsbereich hingewiesen? 

○      ○ 

Wurde der Arbeitsplatz sauber 
verlassen? 

○      ○ Sind die Betriebsanleitungen für 
Geräte vorhanden? 

○      ○ 

Wurde die Verpackung 
zurückgenommen? 

○      ○ Wurde Kundeneigentum beschädigt 
(Wände, Böden…)? 

○      ○ 

 
Haben Sie Grund zur Beanstandung? 

 
○      ○ 

Wurden eventuelle Fehlteile oder 
Beschädigungen auf  
dem Lieferschein vermerkt? 

○      ○ 

 

Grund der Beanstandung: 
 
Artikel: 
 
Mängel: 
 

 
Anmerkungen: 
 

 

Verkäuferfehler: 
 

○      ○ 
 

Montagefehler: 
 

○      ○ 
 

Verschulden des Lieferanten: 
 

○      ○ 
 

Rechnungsbetrag des  
beanstandeten Artikels: 
 
Angemessener Einbehalt:                                      € 
 
 
 
 
 

  

Datum Unterschrift Kunde Unterschrift Monteur 
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12.2. Beanstandungsprotokoll 

 

 
Datum - Uhrzeit: 

 

 
Name - Möbelhaus und Sachbearbeiter: 

 

 
Name - Model – Ausführung – Kommission: 

 

 
AB-Nr.  -  Lieferung vom: 

 

 
Beschreibung Schadensbild „Beschädigung“ 

 

 

 

1.War die Verpackung bei Übergabe durch den Spediteur/Händler bereits beschädigt?      Ja        Nein   

Wann wurde der Schaden angezeigt?                                                                             Datum:  

2. Wann/Wie wurde die Beschädigung festgestellt? 

 beim Wareneingang          bei der Verladung       bei der Montage       

  ca. … Tag/e nach der Montage durch den Endkunden       im Gebrauch seit ...................................... 

3. Kurzbeschreibung „Fehler-Art“ der Beanstandung: 

  Druckstelle (Delle)          Ausbruch / Durchbruch           Kratzer  (quer - längs - schräg)        
   Stauchung  (Kante - Fläche)        nicht funktionstüchtig  

4. Kurzbeschreibung Fehler – Ort bitte ankreuzen (möglichst mit digitalem Foto, evtl. Zollstock zur 
Größeneinschätzung verwenden): 

 

 

 

Schrank Beimöbel– Kommoden–Konsolen 

Korpus Innen Außen-Schubkästen 

Korpus Außen Funktionsteil 

Außenseite rechts/links Elektroteil 

Rückwände Sonstige 

Türen/Front  

 

 

  

Ort, Datum Unterschrift Endkunde Unterschrift Außendienst-Mitarbeiter 
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12.3. Leitfaden für elektrische Geräte / Bauteile in Möbeln 

 

 

 

 

Leitfaden für elektrische Geräte / Bauteile  
 

in Möbeln 
 

 Für alle Mitarbeiter aus den Bereichen 

Einkauf – Konstruktion - Qualitätssicherung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Inhaltsverzeichnis 

Allgemeine Vorbemerkungen 

Kennzeichnung nach dem Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) 

Richtlinien 

Wesentliche Veränderung eines Produktes 

Kombination von Komponenten 

Anforderungen an verschiedene Produktgruppen 

Grundsätzliche Zuordnung von Geräten und Baugruppen nach NSpRL oder MaschRL  

Abkürzungen und ihre Bedeutung 

Installation in Möbeln  
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Allgemeine Vorbemerkungen: 

Zielsetzung:  

Dieser Leitfaden ermöglicht einen Überblick über die wesentlichen Normen und technischen Regeln, 
die für den europäischen Wirtschaftsraum im Zusammenhang mit gesetzlichen Vorschriften zur 
Sicherheit und Produktkennzeichnung zu berücksichtigen sind.  

Allgemeine Hinweise für den Einkauf: 

1. Konkrete produktbezogene Prüfnachweise zur Produktsicherheit entsprechend den einschlägigen 
EU-Richtlinien sind vom Lieferanten vorzulegen. Konformitätserklärungen allein oder nur 
Zertifikatsdeckblätter reichen bei einer Herstellerhaftung nicht aus. Auf Aktualität der Prüfberichte 
bzw. Prüfnachweise ist zu achten. 

2. Haftungsfreistellung mit dem Vorlieferanten ist vertraglich festzuhalten. 

3. Die Systemvoraussetzungen für den jeweiligen Anwendungsbereich sind bereits bei der Bestellung 
vertraglich festzulegen. 

4. Die Anforderungen für die einzelnen Zielländer hinsichtlich der Kennzeichnung und normativen 
Anforderungen sind bei der Bestellung aufzuführen und abzuverlangen. 

Hinweis zur Normenangabe:  

Wenn bei Normen bzw. Richtlinien kein Ausgabedatum angegeben ist gilt die jeweils aktuelle Fassung. 
Auf etwaige Übergangsfristen ist zu achten. 

Anwendung der Niederspannungsrichtlinie 

Die Niederspannungsrichtlinie ist nur bei bestimmten Nennspannungen eines Gerätes zu 
berücksichtigen: 

Bei Gleichspannung:   75 – 1500 Volt 

Bei Wechselspannung:   50 – 1000 Volt 

 

Bei elektrifizierten Möbeln, die eine Verbindung zum Haushaltsnetz haben gilt in jedem Falle die 
Niederspannungsrichtlinie. 

Disclaimer: Der vorliegende Leitfaden dient der Orientierung und erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Im Einzelfall ist zusätzlich zu prüfen, welche Anforderungen einschlägig nach den 
jeweiligen gesetzlichen Vorschriften einzuhalten sind. Eine Haftung für den Einzelfall kann nicht 
übernommen werden.  

Kennzeichnung nach dem Produktsicherheitsgesetz (ProdSG vom 8.11.2011): 

Verbraucherprodukte müssen nach § 6 des Produktsicherheitsgesetzes generell gekennzeichnet sein 
mit: 

- Name und Kontaktanschrift des Herstellers 

- eindeutige Kennzeichnung zur Identifikation des Verbraucherproduktes 
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Hat der Hersteller seinen Sitz außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes, dann gehen einige 
Pflichten auf den Importeur über. Er hat dann z.B. für die Angabe einer europäischen Adresse zu sorgen 
und die technische Dokumentation des Produktes bereitzuhalten bzw. diese zu erstellen. 

Werden die Produkte zwar außerhalb der EU hergestellt, aber unter dem Namen einer europäischen 
(Handels-)Firma verkauft (OEM-Geschäft), dann wird die europäische Firma zum Quasi-Hersteller und 
muss alle Pflichten eines Herstellers erfüllen (einschließlich Ausstellung der Konformitätserklärung). 

Haftungsrisiken: Durch die falsche oder irreführende Kennzeichnung von Produkten können 
behördliche oder wettbewerbsrechtliche Haftungsrisiken entstehen. Im Falle einer Gefährdung 
können durch die Aufsichtsbehörden Rückrufaktionen angeordnet werden. Ebenso können im 
Haftungsfall versicherungsrechtliche Probleme bei grobem Verschulden entstehen, die bis zum 
Wegfall des Versicherungsschutzes führen können.  

 

Richtlinien 

Ein Produkt muss die CE-Kennzeichnung tragen, wenn es im Anwendungsbereich von mindestens einer 
EG-Richtlinie betroffen ist, die diese Kennzeichnung fordert. 

Die „CE-Richtlinien“ gelten üblicherweise nebeneinander. Wenn ein Produkt in den 
Anwendungsbereich mehrerer Richtlinien fällt, dann müssen auch alle beachtet werden (z. B. 
Niederspannungsrichtlinie und EMV-Richtlinie). In der Konformitätserklärung müssen dann auch 
entsprechend mehrere Richtlinien genannt werden (oder es werden mehrere Konformitäts-
erklärungen erstellt). 

Ausnahmen: 

Wenn ein Produkt in die Maschinenrichtlinie und in die Niederspannungsrichtlinie fällt, dann gilt 
formal für die Konformitätserklärung nur die Maschinenrichtlinie. Die technischen Sicherheits-
anforderungen der Niederspannungsrichtlinie, die als Querverweis in der Maschinenrichtlinie genannt 
wird, müssen aber erfüllt sein. 

Wenn ein Produkt in die - RED-Richtlinie fällt, dann fallen in der Konformitätserklärung formal die EMV-
Richtlinie und die Niederspannungsrichtlinie weg. Die RED-Richtlinie enthält aber selbst wieder 
Querverweise auf die technischen Anforderungen der EMV- und der Niederspannungsrichtlinie. 

Bei Möbeln, die unter das ElektroG fallen ist eine entsprechende Kennzeichnung am Möbel 
vorzunehmen und in der Betriebsanleitung auf die Art der Entsorgung hinzuweisen. 

Bei Konformitätserklärungen nach EG-Richtlinien auf der Grundlage interner Fertigungskontrollen 
kann eine besondere fachliche Unterweisung von Mitarbeitern in der Fertigung, die 
Elektrokomponenten verbauen oder Maschinen herstellen, erforderlich sein. 

Wesentliche Veränderung eines Produktes: 

Die vorhandenen Unterlagen zur Konformitätsbewertung (und damit auch die Konformitätserklärung 
und die CE-Kennzeichnung) gelten immer nur für das Produkt in dem Zustand, in dem die Bewertung 
vorgenommen wurde. 
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Wird ein Produkt z. B. durch eine weiterverarbeitende Firma wesentlich verändert, dann wird 
derjenige, der diese Veränderungen vornimmt, zum Hersteller eines neuen Produktes und muss eine 
neue Konformitätsbewertung (incl. Konformitätserklärung und Kennzeichnung) durchführen. 

Bei solchen Veränderungen kann es sich um Eingriffe in das Gerät selbst oder aber auch um 
Änderungen der vom ursprünglichen Hersteller vorgesehenen Umgebungsbedingungen handeln: 

Beispiel: Einbau eines eigentlich für den Tischbetrieb vorgesehenen Gerätes in ein geschlossenes 
Gehäuse (=> Probleme mit Wärmeabfuhr). Handelsübliche AV/IT Geräte sind z.B. normalerweise nicht 
für eine komplette Integration konstruiert, sondern für eine freie Aufstellung mit ausreichend 
Luftraum zur Kühlung rund um das Gerät. 

Kombination von Komponenten: 

Bei der Kombination von Komponenten zu einem Endprodukt (z. B. eine Verkabelung mehrerer 
Vorschaltgeräte, Anschlusskabel und Leuchten) kann NICHT davon ausgegangen werden, dass das 
komplette Produkt automatisch die Anforderungen aller Richtlinien erfüllt, wenn die 
Einzelkomponenten einzeln für sich CE-gekennzeichnet sind: 

-    Durch die Kombination entstehen teilweise neue Anforderungen 

-    Durch die Kombination werden evtl. Grenzwerte überschritten, die einzeln noch erfüllt werden. 

 
12.3.1.   Anforderungen an verschiedene Produktgruppen: 

12.3.1.1 

Komplettleuchten 

Einbau- und Anbau-
Varianten 

 

 

Leuchten- 

Komponenten und 

-vorschaltgeräte 

 

 
Normative und gesetzliche Anforderungen 
Normenreihe EN 60598 (Leuchten): 
DIN EN 60598-1 Allgemeine Anforderungen 
EN 60598-2-1 Ortsfeste Leuchten   
DIN EN 60598-2-2 Einbauleuchten 

DIN 57710-14 (MM-Kennzeichnung; nationale Norm, zurückgezogen) 
 
Normenreihe DIN EN 61347 (Lampenzubehör/Komponenten) 
DIN EN 61347-1 Allgemeine Anforderungen 
DIN EN 61347-2-2 Elektronische Konverter für Glühlampen 
DIN EN 61347-2-3 Elektronische Betriebsgeräte für Leuchtstofflampen 
DIN EN 61347-2-11 Elektronische Module für Leuchten 
DIN EN 61347-2-13 Elektronische Betriebsgeräte für LED-Module 

DIN EN IEC 62031 LED-Module für Allgemeinbeleuchtung 
 
DIN EN ISO 62471 Photobiologische Sicherheit von Lampen (v. a. bei 
Leuchten mit LED); 
 
DIN EN 62493 Elektromagnetische Felder (EMF) bei 
Beleuchtungseinrichtungen 
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Kennzeichnungen inkl. Konformitätserklärung 
CE-Kennzeichnung und Konformitätserklärung nach der Verordnung 
2017/1369/EU 

 
Prüfnachweise und Konformitätsnachweise 
GS-Genehmigungsausweis, sofern vorhanden mindestens 
Konformitätserklärung zu Niederspannungsrichtlinie (2014/35/EU) und 
EMV-Richtlinie (2014/30/EU) 
inkl. Risikobewertung. 
ENEC-Zeichen (freiwilliges privates Zeichen) 

 
Sicherheit  
Niederspannungsrichtlinie: 2014/35/EU;  
Produktsicherheitsrichtlinie (2001/95/EG);  
ProdSG (Umsetzung der Richtlinien 2001/95/EG und 2014/35/EU) 

 
Gebrauchsanweisung 
ProdSG  
Anforderungen aus Richtlinien und Normen 

 
EMV – elektromagnetische Verträglichkeit 
Richtlinie 2014/30/EU 
DIN EN IEC 55015 Funkstörungseigenschaften  
DIN EN 61547 Störfestigkeit 
DIN EN IEC 61000-3-2 Oberschwingungsströme 
DIN EN 61000-3-3 Spannungsänderungen / -schwankungen 
 
 
RED-Richtlinie 
RED-Richtlinie 2014/53/EU (Nur wenn Funkschnittstelle vorhanden) 

 
ErP-Richtlinie – Energieverbrauch 
Richtlinie 2009/125/EG  
Verordnung 2019/2020 Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an 
Lichtquellen und separate Betriesgeräte  
Verordnung 201972015 Energieverbrauchskennzeichnung von 
Lichtquellen  

  
Recycling RoHS und WEEE Richtlinien 
2011/65/EU (RoHS)  
2012/19/EU (WEEE) nur für bestimmte Leuchten/Lampentypen 



  

5 

Elektro- und Elektronikgerätegesetz  

 
Performance / 
Lebensdauer 

 
Einschlägige Normen z.B.: 
DIN EN 60929 Performance Leuchtstofflampen-Vorschaltgeräte (gilt nur 
für röhrenförmige Leuchtstofflampen) 
DIN EN IEC 62384 Performance LED-Vorschaltgeräte 

 

Steuerung 

Fernbedienung 

 

 
z.B. 
DIN EN IEC 61347-2-11 Elektronische Module für Leuchten 
(Dämmerungs- oder Näherungsschaltermodule, die in Leuchten 
eingebaut werden) 
 
DIN EN 61058-1 Geräteschalter Allgemeine Anforderungen 
 

  
12.3.1.2 

 

Direkte Integration  

 

Audio / Video und  

IT-Geräte 

 
Normative und gesetzliche Anforderungen 
DIN EN 60065 (Audio/Video-Geräte) Sicherheitsanforderungen  
DIN EN 60950-1 (IT-Geräte) Sicherheitsanforderungen  
DIN EN IEC 62368 (IT-Geräte) Sicherheitsanforderungen 

 
Kennzeichnungen inkl. Konformitätserklärung 
CE-Kennzeichnung und Konformitätserklärung 

 
Prüfnachweise und Konformitätsnachweise 
- Konformitätserklärung 
- Prüfberichte zu den einzelnen Normen 
- private Prüfzeichen/Zertifikate 
- GS-Zeichen mit dazugehörigem Zertifikat 

 
Sicherheit  
Niederspannungsrichtlinie: 2014/35/EU;  
Produktsicherheitsrichtlinie 2001/95/EG;  

  
Gebrauchsanweisung  
ProdSG 
Anforderungen aus Richtlinien und Normen (z.B. DIN EN 82079) 

 
EMV – elektromagnetische Verträglichkeit 
EMV-Richtlinie 2014/30/EU 
DIN EN 55013 (A/V Störaussendung) 
DIN EN 55020 (A/V Störfestigkeit) 
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DIN EN 50561-1 (IT Störaussendung) 
DIN EN 55024 (IT Störfestigkeit) 
DIN EN IEC 61000-3-2 Oberschwingungsströme 
DIN EN 61000-3-3 Spannungsänderungen / -schwankungen 

 
RED-Richtlinie  
2014/53/EU (Nur relevant für Geräte mit Funkschnittstelle oder Anschluss 
an das Telefonnetz; Geräte, die nur zum Empfang von öffentlichen 
Rundfunk- und Fernsehsendungen dienen, sind von der RED-Richtlinie 
ausgenommen) 
Die Normen sind sehr vielfältig und abhängig von Frequenzbereich und 
Schnittstellenparametern => individuelle Abklärung erforderlich 

 
ErP-Richtlinie – Energieverbrauch 
ErP-Richtlinie 2009/125/EG 
Verordnung 1275/2008 (Stand-by Verbrauch) 
Verordnung 642/2009 Ökodesign-Anforderungen für Fernsehgeräte 
Verordnung 1062/2010 Energy-Labelling für Fernsehgeräte 
Verordnung 107/2009 Ökodesign-Anford. für einfache Set-top-Boxen 
Verordnung 278/2009 Leistungsaufnahme externe Netzteile 
Verordnung 617/2013 Umweltgerechte Gestaltung PC’s 
Verordnung 801/2013 Umweltgerechte Gestaltung Fernsehgeräte 

Recycling RoHS und WEEE Richtlinien 
RoHS Richtlinie 2011/65/EU  
WEEE Richtlinie 2012/19/EU 

 

Steuerung 

Fernbedienung 

 

 
Die Anforderungen sind im Wesentlichen in den o.g. Richtlinien/Normen 
mit enthalten. 
 

  
 
12.3.1.3 

 

Direkte Integration 

 

Haushaltsgeräte 

 

 
Normative und gesetzliche Anforderungen 
Normenreihe EN 60335 (Allgemeiner Teil + passender Sonderteil) 
 
DIN EN 60335-1 Allgemeine Anforderungen für alle Geräte 
DIN EN 60335-2-5 Geschirrspüler 
DIN EN 60335-2-6 Herde, (Einbau-)Backöfen, Kochmulden, Dampfgarer 
DIN EN 60335-2-14 Küchenmaschinen (z.B. Allesschneider) 
DIN EN 60335-2-24 Kühlgeräte 
DIN EN 60335-2-25 Mikrowellengeräte 
DIN EN 60335-2-31 Dunstabzugshauben 
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DIN EN 62233 Elektromagnetische Felder im Hinblick auf Sicherheit 

 
Kennzeichnungen inkl. Konformitätserklärung 
CE-Kennzeichnung und Konformitätserklärung 

 
Prüfnachweise und Konformitätsnachweise 
- Konformitätserklärung 
- Prüfberichte zu den einzelnen Normen 
- private Prüfzeichen/Zertifikate 
- GS-Zeichen mit dazugehörigem Zertifikat 

 
Sicherheit  
Niederspannungsrichtlinie: 2014/35/EU; Produktsicherheitsrichtlinie 
(2001/95/EG); Maschinenrichtlinie (2006/42/EG) 

 
Gebrauchsanweisung 
ProdSG 
Anforderungen aus Richtlinien und Normen 

 
EMV – elektromagnetische Verträglichkeit 
EMV-Richtlinie 2014/30/EU 
DIN EN 55014-1 Störaussendung 
DIN EN 55011 (Nur für Mikrowelle und Induktion; anstatt EN 55014-1) 
EN 55014-2 Störfestigkeit 
DIN EN IEC 61000-3-2 Oberschwingungsströme 
DIN EN 61000-3-3 Spannungsänderungen / -schwankungen 
(Höhere Anforderungen an Störfestigkeit gelten, falls Produkte gewerblich 
in industrieller Umgebung verwendet werden) 

  
RED-Richtlinie  
(Nur relevant für Geräte mit Funkschnittstelle oder Anschluss an das 
Telefonnetz) 

 

  
ErP-Richtlinie – Energieverbrauch 
ErP-Richtlinie 2009/125/EG 
Verordnung 1275/2008 Stand-by Verbrauch 
Verordnung 643/2009 Ökodesign-Anforderungen an Kühlgeräte 
Verordnung 278/2009 Leistungsaufnahme externe Netzteile 
Verordnung 1016/2010 Ökodesign-Anforderungen an Geschirrspüler 
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Energy-Labelling Anforderungen für Backöfen, Kühlschränke und 
Geschirrspüler 

 
Recycling RoHS und WEEE Richtlinien 
RoHS Richtlinie 2011/65/EU  
WEEE Richtlinie 2012/19/EU 
 

 

Steuerung 

Fernbedienung 

 

 
Anforderungen an fernbedienbare Geräte teilweise bereits in der 
DIN EN 60335-Reihe enthalten 
 

  
 
12.3.1.4  

 

Motorische Antriebe  

 

 

 
Normative und gesetzliche Anforderungen 
DIN EN 60335-1 Allgemeine Anforderungen 
(DIN EN 60335-2-103, DIN 18650-1); sowie weitere produktbezogene 
Anforderungen der Normenreihe DIN EN 60335 
DIN EN ISO 13849 für funktionale Sicherheit in Steuerungen 
DIN EN 62233 Elektromagnetische Felder im Hinblick auf Sicherheit 

 
Kennzeichnungen inkl. Konformitätserklärung 
Abhängig von der Bauart 
(Komponente, unvollständige Maschine, komplette Maschine)  

  
Prüfnachweise und Konformitätsnachweise 
- Konformitätserklärung  
- Einbauerklärung nach Maschinenrichtlinie 
- Prüfberichte zu den einzelnen Normen 
- private Prüfzeichen/Zertifikate 
- Risikobewertungen 

 
Sicherheit  
Üblicherweise Maschinenrichtlinie (2006/42/EG) und mitgeltende EU-
Richtlinien z. B. Niederspannungsrichtlinie;  

 
Gebrauchsanweisung / Bedienungsanleitung 
Ja, zzgl. Montageanweisung 

 
EMV – elektromagnetische Verträglichkeit 
EMV-Richtlinie 2014/30/EU 
DIN EN 55014-1 (Haushaltsanwendung) 
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DIN EN 55014-2 Störfestigkeit 
DIN EN IEC 61000-3-2 Oberschwingungsströme 
DIN EN 61000-3-3 Spannungsänderungen / -schwankungen oder 
DIN EN IEC 61000-6-2 / -3 (universelle Anwendung auch in gewerblich/ 
Industrieller Umgebung) 

 
RED-Richtlinie  
Richtlinie 2014/53/EU (Nur relevant für Geräte mit Funkschnittstelle oder 
Anschluss an das Telefonnetz) 

  
ErP-Richtlinie – Energieverbrauch 
ErP-Richtlinie 2009/125/EG 
Derzeit keine relevante Durchführungsverordnung bekannt 

 
Recycling RoHS und WEEE Richtlinien 
RoHS Richtlinie 2011/65/EU  
WEEE Richtlinie 2012/19/EU 

 
12.3.2. Grundsätzliche Zuordnung von Geräten und Baugruppen nach NSpRL1) 
  oder MaschRL2) 

(Weitere Richtlinien werden in diesem Hinweis nicht betrachtet, können aber darüber hinaus 
zutreffend sein) 

Elektromechanische Antriebe für Möbel sind zunächst der Niederspannungsrichtlinie zuzuordnen. 
Die Antriebe sind im Rahmen des Konformitätsbewertungsverfahrens nach der MaschRL2), zum 
einen auf den vom Hersteller definierten „bestimmungsgemäßen Gebrauch“, um Anderen nach der 
Umfänglichkeit des Auslieferungszustandes („Erfüllt ohne Weiteres die vorgesehene Funktion oder 
nicht?“) zu differenzieren. 

Das zum Antrieb benötigte abhängige Zubehör, z. B. Netzgeräte, Steuerungen u. ä., das in 
unmittelbaren Zusammenhang mit dem Antrieb erworben wird und keine eigenen bewegten 
Bauteile beinhaltet, unterliegt ebenfalls der Niederspannungsrichtlinie. 

Weiterführende Dokumentationen können zwischen Kunde und Hersteller abgestimmt werden. 

Alle zitierten Normen müssen den gültigen Datierungen der EU- Amtsblätter entsprechen, sofern 
sie zur Konformitätsbewertung herangezogen werden dürfen. 
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Prüf- und 
Konformitätsnachweise 

zur Sicherheit (NSpRL1)) 

Normative Anforderungen 

z.B. EN 15338, RAL-GZ 430/1-2, 
DIN EN 14749, EN 60335-1,  
EN 60335-2-103, EN 62233 [EMF]  

Je nach Möbelart zutreffende EN-Normen 
zur mechanischen Sicherheit 

EMV-RL3)  

– elektromagnetische 
Verträglichkeit 

EN 55014-1 (Haushaltsanwendung) 
EN 55014-2 
EN IEC 61000-3-2 
EN 61000-3-3 
oder 
EN IEC 61000-6-2 / -3 

RED-Richtlinie  
2014/53/EU4 

Nur relevant für Geräte mit 
Funkschnittstelle oder 
Anschluss an das Telefonnetz 

Ökodesign- RL5) 

(ErP) 

 

Externe Netzgeräte 

Externe AC/DC-Netzteile 
Durchschnittliche Effizienz: 
Falls 1,0 W ≤ PO ≤ 51,0 W gilt 
0,090 · ln(PO) + 0,500 
falls PO > 51,0 W gilt 0,850  
 
Bei Null-Last (Leerlauf) gilt 
PO ≤ 51,0 W 0,30 W 
PO > 51,0 W 0,50 W 
 
PO = Ausgangsleistung laut Typenschild 
 

 RoHS- RL6) 
- Beschränkung gefährlicher 
Stoffe 

WEEE- RL7) 

- Rücknahme/ Recycling/ 
Entsorgung 

- RoHS- Konformität der Antriebe ist 
einzufordern (ab 2013 i.d.R. durch 
Konformitätserklärung). 

- WEEE - Besonderheiten zur Entsorgung 
und zum Recycling von Möbeln mit 
integrierten elektromechanischen 
Antrieben bestehen zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieser Hinweise nicht. 

IM BESONDEREN (Kennzeichnung + Zubehör) 

 bestimmungsgemäß 
vorgesehen für 

Lieferumfang durch Hersteller 
 

Betriebsmittel   

NspRL1) 
privaten & gewerblichen 
Gebrauch 

CE- Kennzeichnung, Montage- und 
Bedienungs-/ Gebrauchsanleitung 
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12.3.3. Abkürzungen stehen für … 

 
1) NSpRL  
RICHTLINIE 2014/35/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26. Februar 2014 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Betriebsmittel 
zur Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen. 
Anwendungsbereich: Gleichspannung: 75 – 1500 Volt, Wechselspannung: 50 – 1000 Volt 
 
2) MaschRL 
RICHTLINIE 2006/42/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung der Richtlinie 95/16/EG (Neufassung) 
 
3) EMV-RL  
RICHTLINIE 2014/30/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26. Februar 2014 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die elektromagnetische 
Verträglichkeit und zur Aufhebung der Richtlinie 89/336/EWG 
 
4)RED-RL 
Richtlinie 2014/53/EU RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 05. Juni 
2018 über Funkanlagen und Telekommunikationseinrichtungen und die gegenseitige Anerkennung 
ihrer Konformität  
 
5) Ökodesign- RL 
RICHTLINIE 2009/125/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 21. Oktober 2009 
zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte 
Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte (Neufassung) 
     zusammen mit 
VERORDNUNG (EG) Nr. 278/2009 DER KOMMISSION vom 6. April 2009 zur Durchführung der 
Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung 
von Ökodesign-Anforderungen an die Leistungsaufnahme externer Netzteile bei Nulllast sowie ihre 
durchschnittliche Effizienz im Betrieb 
 
6) RoHS- RL 
RICHTLINIE 2011/65/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES  
vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und 
Elektronikgeräten (Neufassung) 
 
7) WEEE- RL 
RICHTLINIE 2012/19/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom  
04. Juli 2012 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte 
 
Alle zitierten EU- Richtlinien sind in jeweils nationale Gesetze umgesetzt. 
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12.3.4.  
Installation  
in Möbeln 

 

Verkabelung / 

Anschlüsse / 

Steckdosen 

 
Normative und gesetzliche Anforderungen 
- VDE 0620-101 „Eurostecker“ zweipolig bis 2,5 A; verwendbar in fast ganz 
Europa (bis auf Irland / Großbritannien) 
- DIN VDE 0620-1 Stecker und Steckdosen, Verlängerungsleitungen, 
Mehrfachsteckdosenleisten für Deutschland 
(Hier gibt es unterschiedliche nationale Anforderungen für Netzstecker 
und Steckdosen) 
 

EN 60320 Geräte-Steckverbinder (von Laien zu bedienen);  
EN 60799 Geräte-Anschlussleitungen 
 

Installationsvorschriften (national in Deutschland): 
VDE 0100 Teil 713 (El. Installation in Möbeln) 
VDE 0100 Teil 701 (El. Installation in Räumen mit Badewanne oder Dusche 

 
Kennzeichnungen inkl. Konformitätserklärung 
CE-Kennzeichnung für komplette Verlängerungsleitungen  
Kein CE für einzelne Stecker nach nationalen Normen 

  
Prüfnachweise und Konformitätsnachweise 
- Konformitätserklärung 
- Prüfberichte zu den einzelnen Normen 
- private Prüfzeichen/Zertifikate 
- GS-Zeichen mit dazugehörigem Zertifikat (nur für verwendungsfertige 
Produkte, z.B. Verlängerungsleitungen) 

 
Sicherheit  
(Niederspannungsrichtlinie (2014/35/EU), Produktsicherheitsrichtlinie 
(2001/95/EG), Maschinenrichtlinie (2006/42/EG); Produktsicherheits-
gesetz (ProdSG): Umsetzung der Richtlinien 2001/95/EG und 2014/35/EU. 
 
Hinweis: Die einzelnen Stecker/Steckdosen der nationalen 
Netzsteckersysteme im Haushaltsbereich (z.B. Schuko) fallen nicht in den 
Anwendungsbereich der Niederspannungsrichtlinie (hier gilt die allg. 
Produktsicherheitsrichtlinie). Komplette Verlängerungsleitungen und 
Mehrfachsteckdosenleisten mit diesen Stecksystemen fallen aber in die 
Niederspannungsrichtlinie.  

 
Gebrauchsanweisung 
ProdSG 
Anforderungen aus Richtlinien und Normen 
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Hinweis: Zu empfehlen ist die Differenzierung im Anwendungsbereich für 
Verbraucher oder Fachleute bei der Montage 

 
EMV – elektromagnetische Verträglichkeit 
Nicht relevant, wenn EMV-technisch passiv   

 
 
 

 
ErP-Richtlinie – Energieverbrauch  -  Nicht relevant 

 
Recycling RoHS und WEEE Richtlinien 
RoHS Richtlinie 2011/65/EU  
WEEE Richtlinie 2012/19/EU 

 

Weitere Hinweise zur Installation in Möbeln:  

Nachfolgende Richtlinien vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. sind zu 
finden unter: 

http://www.vds-industrial.de/service/suche/    

 

VdS 2324:   

Richtlinien zur Schadenverhütung: 
(Niedervoltbeleuchtungsanlagen und –systeme) 

 

VdS 2024:   

Unverbindliche Richtlinien zur Schadenverhütung 
Errichtung elektrischer Anlagen in Möbeln und ähnlichen Einrichtungsgegenständen 

https://shop.vds.de/de/produkt/vds-2024  

http://www.vds-industrial.de/service/suche/
https://shop.vds.de/de/produkt/vds-2024/
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12.4. Begriffserläuterung „Höhere Gewalt / Force Majeure“ 

 

Definition Deutsche Gütegemeinschaft Möbel e.V. 
(Mitglied bei RAL Deutsches Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e.V.) 
 
1. Definition 
Im Allgemeinen versteht man unter dem Begriff der „Höheren Gewalt“ ein von außen kommendes, keinen 
betrieblichen Zusammenhang aufweisendes und auch durch die äußerste vernünftigerweise zu erwartender 
Sorgfalt nicht abwendbares Ereignis (anstatt vieler: BGHZ 100, 185). Üblicherweise gelten dabei Ereignisse 
wie Naturkatastrophen (Wirbelstürme, Erdbeben oder Überschwemmungen), (lokale) Epidemien, Pandemien, 
Kriege und politische Unruhen als „Höhere Gewalt“. Ein starkes Indiz für das Vorliegen Höherer Gewalt sind dabei 
auch behördliche Maßnahmen und Warnungen.1) 

 
Es besteht zwischen Lieferant und Abnehmer Einvernehmen, dass jedenfalls auch die folgenden Umstände der 
Höheren Gewalt zuzurechnen sind: 
 

o Unverschuldete Transport- und Frachtverzögerungen (insbesondere bei Zugangsverzögerung trotz 
rechtzeitiger Übergabe der Ware vom Lieferanten an die Transportperson) 

o Vom Lieferanten unverschuldete Betriebsstörungen oder pandemiebedingte Kapazitäts-minderungen 
aller Art aufgrund von Mangel an Arbeitskräften, Energie, Vorprodukten, Rohstoffen und nicht 
rechtzeitiger oder nicht ordnungsgemäßer eigenen Vorbelieferung des Lieferanten (Unterbrechung der 
Lieferketten), die die wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung erheblich verändern oder 
auf den Betrieb des Lieferanten erheblich einwirken 

o Elementarschäden beim Lieferanten oder seinen Vorlieferanten 
o Streiks oder Arbeitskämpfe inklusive rechtmäßiger Aussperrung 
o Produktionsablaufschädigende Angriffe auf das IT-System des Lieferanten 
o Vom Lieferanten nicht zu vertretende Verzögerungen aufgrund von Schwierigkeiten bei der Beschaffung 

von notwendigen behördlichen Genehmigungen 
o Bei Grenzschließung oder behördlicher Maßnahme, Weisung oder Warnung 
 
2. Rechtsfolgen aufgrund höherer Gewalt im unter Ziffer 1. definierten Sinne 
Eine Vertragspartei, die aufgrund höherer Gewalt nicht vertragsgemäß liefern kann, ist verpflichtet, den 
Vertragspartner unverzüglich über den Grund und die voraussichtliche Dauer der Lieferverzögerung zu 
informieren. Auf Verlangen des Vertragspartners ist der Lieferant verpflichtet, das objektive Vorliegen der 
höheren Gewalt und die Auswirkungen auf die Lieferfähigkeit darzulegen.  
 
Vertragliche Lieferfristen verlängern sich automatisch um die Dauer der Verhinderung aufgrund der höheren 
Gewalt. Andere Verzögerungsgründe dürfen dabei nicht berücksichtigt werden. Schadensersatzansprüche, 
Vertragsstrafen oder Kündigung/Rücktritt vom Vertrag aufgrund der Lieferverzögerung durch höhere Gewalt 
dürfen nicht geltend gemacht werden. 
 
Im Falle der Lieferverzögerungen aufgrund höherer Gewalt wird der Vertrag auf Wunsch einer Partei unter 
Beachtung von Treu und Glauben angemessen angepasst. Soweit dies aus Sicht des Lieferanten wirtschaftlich 
nicht vertretbar ist, steht dem Lieferanten das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten.  
 

Fürth, November 2021 

 

 
1 Rechtsprechung 

Die Rechtsprechung entschied, dass unter den Begriff der „höheren Gewalt“ im Sinne des Reiserechts etwa Krieg, ein terroristischer 
Anschlag, massive gewalttätige Unruhen (LG Frankfurt a. M. RRa 2015, 8; ebenfalls BT-Drs. 8/2343, S. 12), ein Reaktorunfall (BGHZ 109, 
224) oder auch der Ausbruch einer Epidemie wie SARS (AG Augsburg 14 C 4608/03) fallen kann. 
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12.5. DGM Emissionsklasse für Möbel nach RAL-RG 437 

 

Bei den Mitgliedern der DGM steht gesundes Wohnen seit vielen Jahren im Fokus. In den letzten 
Jahrzehnten hat sich im Zuge von Umweltschutz und Gebäudesanierung eine Menge getan. Unsere 
Wohnungen sind durch dicht schließende Fenster oder Wärmeverbundsysteme immer dichter 
geworden. Ein natürlicher Luftaustausch ist nur durch gründliches Lüften oder automatische 
Belüftungssysteme wie z. B. in Niedrigenergiehäusern oder öffentlichen Gebäuden möglich.  

Schadstoffe können aus einer Vielzahl von unterschiedlichen Produkten wie z. B. Baumaterialien, 
Kleber, Tapeten, Lacken, Ausstattungsmaterialien oder Möbeln abgegeben werden. Deshalb müssen 
alle Materialien, die in Innenräumen verwendet werden, schadstoffarm sein und so wenig Emissionen 
wie möglich an die Raumluft abgeben.  

Ein Expertenkreis der DGM hat in Zusammenarbeit mit führenden Prüfinstituten wie dem TÜV 
Rheinland und dem eco-INSTITUT Emissionsklassen für Möbel entwickelt. Ziel dabei war es, ein Label 
zu entwickeln, welches dem Verbraucher in einfacher Art und Weise die wichtigsten Informationen 
zum Emissionsprofil liefert. Dies erscheint uns für eine Risikobewertung als sinnvoll, da der 
Gesetzgeber für viele Schadstoffe keine Grenzwerte vorgibt. Die Emissionsklasse A bedeutet ein 
geringes Risiko der Schadstoffexposition.  

 

Folgende Kollektionen/Modelle können mit dem Emissionslabel ausgezeichnet werden: 

 
Sitzmöbel 
Kastenmöbel 
Tische   
Büromöbel 
Lattenroste 
Matratzen 
Betten 

 

Die Grundlagen sind in der RAL Registrierung RAL-RG 437 Emissionsklassen für Möbel festgelegt. 

Ein Emissionslabel gibt dem Verbraucher Informationen zur Schadstoffemission und soll ihn vor 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen schützen. Das von der Deutschen Gütegemeinschaft Möbel e. V. 
entwickelte Emissionslabel bezieht sich auf eine Kollektion / ein Modell und wird direkt an diesen 
Produkten angebracht. Der Nachweis der Klassifizierung erfolgt über entsprechende 
Schadstoffprüfungen, die Vergabe erfolgt ausschließlich durch die Deutsche Gütegemeinschaft Möbel 
e. V.  
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12.6. Klimaneutraler Möbelhersteller für die Möbelindustrie nach RAL-GZ 435 

 

 
Zur Kennzeichnung ihres Verantwortungsbewusstseins gegenüber dem Klimawandel können sich 
Möbelhersteller hinsichtlich des Klimapaktes zertifizieren lassen. Dies bietet dem Verbraucher eine 
zusätzliche Entscheidungsgrundlage denn es zeigt ihm, dass er es mit einem Möbelstück zu tun hat, 
dessen Hersteller Wert auf den Klimaschutz legt. In der weiteren Entwicklung des Klimapaktes besteht 
die Möglichkeit, sich als klimaneutraler Möbelhersteller besonders auszuzeichnen. Die Vergabe erfolgt 
ausschließlich durch die Deutsche Gütegemeinschaft Möbel e.V. 
 
Das Fundament des Klimapakts bildet die CO2-Bilanz eines Unternehmens, der sogenannte Carbon 
Footprint (CO2-Fußabdruck). Möbelhersteller, die sich dem Pakt anschließen, lassen jährlich auf 
Grundlage geltender Standards ihren „Fußabdruck“ durch eine neutrale Stelle berechnen. Dieser setzt 
sich zusammen aus direkten und indirekten Treibhausgasemissionen. 

Scope 1: Direkte Emissionen des Unternehmens die aus dem Verbrauch von Primärenergieträgern 
resultieren 

= Verbrennen fossiler Rohstoffe zur Energieherstellung, Wärmeerzeugung, Treibstoffe für 
unternehmenseigene PKW und LKW, Prozessemissionen sowie Nachfüllungen der Kühl- und 
Klimaanlagen 

 

Scope 2: Indirekte Emissionen, die aus der Erzeugung selbst beschaffter Energie resultieren  

= Sekundärenergieträger wie Strom, Fernwärme, Dampf oder Kühlungsenergie 

 

Scope 3: alle indirekten Emissionen, die aus dem Ablauf aller täglichen Unternehmensprozesse und 
dem Produktlebenszyklus hervorgehen 

= Abbau und Verarbeitung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, Vorketten von Treibstoffen, 
Wärmeenergie, Prozessenergie und Stromproduktion, Anfahrt der Mitarbeiter, externe Logistik, 
Geschäftsflüge, Geschäftsreisen inkl. Übernachtungen, Gewerbeabfälle, Papier- und 
Kartonagenverbrauch, Wasserverbrauch  
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12.7. Die 10 Prinzipien des UN GLOBAL COMPACT 

 

 

 

    DIE ZEHN PRINZIPIEN DES 
    GLOBAL COMPACT 
 
 
1. Unternehmen sollen den Schutz der internationalen 
Menschenrechte unterstützen und achten. 
 

2. Unternehmen sollen sicherstellen, dass sie sich nicht an 
Menschenrechtsverletzungen mitschuldig machen. 
 

3. Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die 
wirksame Anerkennung des Rechts auf 
Kollektivverhandlungen wahren. 
4 

4. Unternehmen sollen für die Beseitigung aller Formen von 
Zwangsarbeit eintreten. 
 

5. Unternehmen sollen für die Abschaffung von Kinderarbeit 
eintreten. 
 

6. Unternehmen sollen für die Beseitigung von 
Diskriminierung bei Anstellung und Erwerbstätigkeit 
eintreten. 
 

7. Unternehmen sollen im Umgang mit Umweltproblemen 
dem Vorsorgeprinzip folgen. 
 

8. Unternehmen sollen Initiativen ergreifen, um größeres 
Umweltbewusstsein zu fördern. 
 

9. Unternehmen sollen die Entwicklung und Verbreitung 
umweltfreundlicher Technologien beschleunigen. 
 

10. Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption 
eintreten, einschließlich Erpressung und Bestechung. 
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